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Auf Grund von Art. 25 Abs. 3 Satz 1, Art. 37 Abs. 3 
Satz 3, Art. 44 Abs. 2 Satz 1, Art. 45 Abs. 2 Sätze 1 und 
4, Art. 46 Abs. 4 Satz 3, Art. 68, 86 Abs. 15, Art. 89 und 
128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl 
S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 467), er-
lässt das Bayerische Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus folgende Verordnung:
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Erster Teil

Allgemeines

§ 1 

Geltungsbereich
(vgl. Art. 1 bis 3 BayEUG)

(1) Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen 
Wirtschaftsschulen und die staatlich anerkannten 
Wirtschaftsschulen mit dem Charakter einer öffentli-
chen Schule.

(2) Für Ersatzschulen gilt diese Schulordnung im 
Rahmen der Art. 90, 92 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 5 und 
Art. 93 BayEUG; für staatlich anerkannte Ersatzschu-
len gilt sie darüber hinaus im Rahmen des Art. 100 
Abs. 2 BayEUG.

§ 2 

Schulaufsicht
(vgl. Art. 111 bis 117 BayEUG)

(1) Zu den Aufgaben der Regierungen gehört es 
auch, die Schulen bei der eigenve rantwortlichen Auf-
gabenwahrnehmung zu unterstützen.

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul-
tus (im Folgenden: Staatsministerium) oder die von 
ihm beauftragte Stelle kann Ausnahmen von einzel-
nen Bestimmungen dieser Verordnung gewähren, 
wenn die Anwendung der Bestimmung im Einzelfall 
zu einer unbilligen Härte führen würde und die Ab-
weichung auch unter dem Gesichtspunkt der Gleich-
behandlung unbedenklich erscheint. 

Zweiter Teil

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und Schulleiter, 
Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, Eltern, 

Schulforum

Abschnitt 1

Schulgemeinschaft

§ 3 

Schulgemeinschaft, Eigenverantwortung
(vgl. Art. 2 BayEUG)

1Die Schulgemeinschaft soll ihre Gestaltungs-
spielräume nutzen; daz  u gehört es,  innerhalb der 
Schulgemeinschaft zu  erörtern, welche im Rahmen 
von Schulversuchen freigegebenen Maßnahmen die 
Schule durchführt. 2Entscheidet sich die Lehrerkonfe-
renz für die Durchführung solcher Maßnahmen, gelten 
insoweit die gesondert bekannt gemachten Bestimmun-
gen des Staatsministeriums. 3Die Lehrerkonferenz ist in 

diesem Fall berechtigt, erforderlichenfalls von einzelnen 
Bestimmungen dieser Schulordnung abzuweichen.

Abschnitt 2

Schulleiterin und Schulleiter

§ 4 

Schulleiterin und Schulleiter
(vgl. Art. 57, 84 und 85 BayEUG)

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter trägt 
die pädagogische, organisatorische und rechtliche 
Gesamtverantwortung, übt das Hausrecht in der 
Schulanlage aus und erlässt unter Mitwirkung der 
Personalvertretung, des Schulforums und des Auf-
wandsträgers eine Hausordnung.

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter entschei-
det unbeschadet von § 5 Nr. 2 und § 20 Abs. 4 über 
die Durchführung und Verbindlichkeit von Schul-
veranstaltungen, über Sammelbestellungen, die Ver-
breitung von Druckschriften und Plakaten sowie im 
Einvernehmen mit dem Aufwandsträger über die Zu-
lässigkeit von Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnah-
men in der Schule. 

(3) 1Schulinterne Erhebungen sind von der Schul-
leiterin oder vom Schulleiter zu genehmigen, ande-
re Erhebungen vom Staatsministerium. 2Keiner Ge-
nehmigung bedürfen Erhebungen der Regierungen, 
des Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung 
und im Rahmen seiner Aufgaben des jeweiligen 
Aufwands trägers. 3Genehmigungsbedürftige Erhe-
bungen, die sich an die Erziehungsberechtigten rich-
ten, bedürfen des Einvernehmens des Elternbeirats, 
es sei denn, die Erziehungsberechtigten sind zur An-
gabe von Daten verpfl ichtet. 4Art. 85 BayEUG bleibt 
unberührt. 

Abschnitt 3 

Lehrkräfte
(vgl. Art. 51, 53, 58 und 59 BayEUG)

§ 5 

Aufgaben der Lehrerkonferenz

Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen ihrer 
Aufgaben nach Art. 58 Abs. 3 und 4 BayEUG auch 
über

1. Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung 
gegen allgemeine Unterrichts- und Erziehungs-
maßnahmen der Schule mit Ausnahme von Auf-
sichtsbeschwerden gegen die Schule und von 
Dienstaufsichtsbeschwerden,

2. Veranstaltungen, die  die gesamte Schule betref-
fen.
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§ 6 

Sitzungen

(1) 1Die Sitzungen der Lehrerkonferenz sind nicht 
öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Un-
terrichtszeit durchzuführen.

(2) 1Die Lehrerkonferenz soll Dritte zur Beratung 
einzelner Tagesordnungspunkte in der Lehrerkonfe-
renz hinzuziehen, soweit dies angezeigt ist. 2Art.  62 
Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 BayEUG bleibt unberührt. 

(3 ) 1Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu er-
stellen. 2 Die Mitglieder der Lehrerkonferenz haben das 
Recht, die Niederschrift ein zusehen; die nach Abs. 2 
Hinzugezogenen haben das Recht, die Niederschrift 
zu den Tagesordnungspunkten einzusehen, zu denen 
sie hinzugezogen wurden. 3Die Niederschrift ist acht 
Jahre aufzubewahren.

§ 7

Einberufung

(1) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter beruft 
die Lehrerkonferenz bei Bedarf, mindestens jedoch 
zweimal im Schuljahr, ein. 2Die Lehrerkonferenz muss 
innerhalb von 14 Tagen einberufen werden, wenn 
mindestens ein Viertel der Mitglieder oder die Regie-
rung unter Angabe der zu beratenden Gegenstände 
dies verlangt.

(2) 1Die Schulleiterin od er der Schulleiter hat 
Ort, Zeit und Tagesordnung der Sitzung den Mitglie-
dern mindestens eine Woche vor Beginn schriftlich 
bekan nt zu geben. 2Die schriftliche Bekanntmachung 
kann durch Aushang in der an der Schule üblichen 
Weise erfolgen. 3In dringenden Fällen ist die Schullei-
terin oder der Schulleiter an die Frist n icht  gebunden.

§ 8 

Beschlussfassung

(1) 1Die Lehrerkonferenz ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 
und die Mehrheit der Mitglie der anwesend ist. 2Wird 
die Lehrerkonferenz zum zweiten Mal zur Behand-
lung desselben Gegenstandes zusammengerufen, 
ist sie insoweit ohne Rücksicht auf die Zahl der Er-
schienenen beschlussfähig. 3Art. 87 Abs. 1 Satz 2 und 
A rt. 88 Abs. 1 Satz 3 BayEUG bleiben unberührt.

(2) 1Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der Leh-
rerkonferenz, es sei denn, es besteht die Besorgnis  der 
Befangenheit nach Art. 21 des Bayerischen Verwal-
tungsver fahrensgesetzes. 2Die anwesenden stimm-
berechtigten Lehrkräfte sind bei Abstimmungen zur 
Stimmabgabe verpfl ichtet. 3Di e s gilt nicht für nach 
Art. 86 Abs. 9 BayEUG eingeschaltete Lehrkräfte.

(3)   1Beschlüsse werden in offener Abstimmung 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst; Art. 87 Abs. 1 Satz 1 und Art. 88 Abs. 1 Satz 
2 BayEUG bleiben unberührt. 2Bei St immengleichheit    
gibt die Stimme der Schulleiterin oder des Schullei-
ters den Ausschlag. 3Besteht me hr als die Hälfte der 
Mitglieder der Lehrerkonferenz aus nebenamtlich 
tätigen  oder  mit weniger als der Hälfte der regelmäßi-
gen Unterrichtspfl ichtzeit beschäftigten Lehrkräften, 
sind Beschlüsse nur wirksam, wenn sie auch von der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen der hauptamt-
lich tätigen oder der mit mindestens der Hälfte der re-
gelmäßigen Unterrichtspfl  ichtzeit beschäftigten Lehr-
kräfte unterst ützt werden. 

§ 9

Klassenkonferenz, Lehr- und Lernmittelausschuss, 
Disziplinarausschuss

(vgl. Art. 58 Abs. 1 Satz 3 BayEUG)

(1) Die Klassenkonferenz (Art. 53 Abs. 4 Satz 3 
BayEUG) hat neben den Aufgaben nach Art. 53 Abs. 4 
Satz 1 BayEUG auch über die pädagogische Situation 
der Klasse und einzelner Schülerinnen und Schüler 
sowie über größere Veranstaltungen und Projekte der 
jeweiligen Klasse zu beraten. 

(2) Dem Lehr- und Lernmittelausschuss (vgl. Art. 58 
Abs. 1 Satz 3 BayEUG) gehören die Schulleiter in oder 
der Schulleiter als Vorsitzende bzw. Vorsitzender so-
wie für jedes an der Schule erteilte Pfl ichtfach die 
Fachbetreuerin oder der Fachbetreuer oder eine von 
der Lehrerkonferenz gewählte Lehrkraft an.

(3) Dem Disziplinarausschuss (vgl. Art. 58 Abs. 1 
Satz 3 BayEUG) gehören die Schulleiterin oder der 
Schulleiter als Vorsitzende bzw. Vorsitzender, die 
ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter und 
sieben weitere Mitglieder an; diese sowie eine aus-
reichende Zahl von Ersatzmitgliedern werden von der 
Lehrerkonferenz gewählt. 

(4) 1Für das Verfahren gelten die Bestimmungen 
für die Lehrerkonferenz entsprechend. 2Der Diszipli-
narausschuss berät und entscheidet stets mit der vol-
len Zahl seiner Mitglieder.

Abschnitt 4

Schülerinnen und Schüler
(vgl. Art. 62, 62a und 63 BayEUG)

§ 10

Schülermitverantwortung, Verbindungslehrkräfte

(1) 1Veranstaltungen im Rahmen der Schülermit-
verantwortung unterliegen der Aufsicht der Schu-
le. 2Die Durchführung einer Veranstaltung und die 
Bildung einer Arbeitsgruppe sind unter Angabe des 
Zwecks, der Beteiligten und der Leitung der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter rechtzeitig anzuzeigen. 
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(2) 1Die Verbreitung schriftlicher Mitteilungen im 
Rahmen der Schülermitverantwortung an die Schü-
lerinnen und Schüler ist nur dem Schülerausschuss 
gestattet. 2Sie bedarf der Genehmigung der Schullei-
terin oder des Schulleiters. 

(3) Ein Mitglied der Schülervertretung scheidet 
bei Verlust der Wählbarkeitsvoraussetzungen, bei 
schriftlichem Verlangen seiner Erziehungsberechtig-
ten und bei Rücktritt aus seinem Amt aus.

(4) Über das Verfahren der Wahl der Verbindungs-
lehrkräfte entscheidet der Schülerausschuss im Ein-
vernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter. 

§ 11 

Klassensprecherinnen und Klassensprecher

1Über das Verfahren der Wahl und die Zahl von 
Klassensprecherinnen und Klassensprechern ent-
scheidet der Schülerausschuss im Einvernehmen mit 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter; die Wahl fi ndet 
innerhalb von vier Wochen nach Unterrichtsbeginn 
statt. 2Scheidet eine Klassensprecherin oder ein Klas-
sensprecher aus dem Amt aus, fi ndet für den Rest des 
Schuljahres eine Neuwahl statt; Entsprechendes gilt, 
wenn eine   Stellvertreterin oder ein Stellvertreter aus 
dem Amt ausscheidet. 

§ 12 

Schülersprecherinnen und Schülersprecher, 
Schülerausschuss

(1) 1Die Schülersprecherinnen und Schülerspre-
cher werden jeweils für ein Schuljahr gewählt. 2Über 
das Wahlverfahren ent    scheidet der Schülerausschuss 
im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter. 

(2) 1Die Wahl fi ndet innerhalb von zwei Wochen 
nach der Wahl der Klassensprecherinnen und Klas-
sensprecher statt. 2Die Schülersprecherinnen    und 
Schülersprecher führen die  Geschäfte bis zur Wahl 
der neuen Schülersprec herinnen und Schülerspre-
cher weiter. 3Scheidet eine Schülersprecherin oder ein 
Schülersprech er aus dem Amt aus, fi ndet für den Rest 
des Schuljahres eine Neuwahl statt.

§ 13 

Überschulische Zusammenarbeit, Bezirksschüler-
sprecherinnen und Bezirksschülersprecher

 
(1) Die Schülervertretungen mehrerer Schulen 

können gemeinsam Veranstaltungen durchführen 
oder zum Austausch von Erfahrungen und zur ge-
meinsamen Aussprache zusammentreten.

(2) 1Für den Erfahrungsaustausch und die Erör-

terung von Wünschen und Anregungen fi ndet in der 
Regel einmal im Jahr eine Zusammenkunft der Schü-
lersprecherinnen und Schülersprecher mit der Regie-
rung statt. 2Die Gesamtleitung bei den Aussprache-
tagungen hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Regierung.

(3) 1Die Bezirksschülersprecherinnen und Be-
zirksschülersprecher sowie deren Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter werden jeweils für ein Schuljahr 
gewählt. 2Über das Wahlverfahren entscheiden die 
Schülersprecherinnen und Schülersprecher der Be-
rufsschulen, Berufsfachschulen, Wirtschaftsschulen, 
Fachschulen und Fachakademien des Regierungsbe-
zirks im Einvernehmen mit der Regierung; soweit an 
den Berufsschulen keine Schülersprecherinnen und 
Schülersprecher gewählt wurden, wirken stattdessen 
die Tagessprecherinnen und Tagessprecher an der 
Entscheidung mit. 3§ 12 Abs. 2 Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend.

§ 14 

Finanzierung und fi nanzielle Abwicklung von Veran-
staltungen der Schülermitverantwortung

(1) 1Die notwendigen Kosten der Schülermitver-
antwortung trägt der Aufwandsträger im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 2Aufwen-
dungen der Schülermitverantwortung können ferner 
durch Zuwendungen Dritter oder durch Einnahmen 
aus Veranstaltungen fi nanziert werden.

(2) Finanzielle Zuwendungen an die Schule für 
Zwecke der Schülermitverantwortung dürfen nur ent-
gegengenommen werden, wenn sie nicht mit Bedin-
gungen verknüpft sind, die der Aufgabe der Sch üler-
 mitverantwortung widersprechen.

(3) 1Über die aus Zuwendungen Dritter sowie die 
aus Veranstaltungen zur Verfügung stehenden Ein-
nahmen u nd deren Verwendung ist ein Nachweis zu 
führen. 2Die Verwaltung der Gelder und die Führung 
des Nachweises obliegen dem Schülerausschuss ge-
meinsam  mit einer von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter bestellten Lehrkraft; eine Überprüfung er-
folgt in regelmäßigen Abständen durch ein Mitglied 
der Schulleitung und ein Mitglied der Klassenspre-
cherversammlung. 

§ 15 

Ordnungs maßn ahmen und sonstige Erziehungs-
maßnahmen

(vgl. Art. 86 bis 88a BayEUG)

(1) Ordnungsmaßnahmen, sonstige Erziehungs-
maßnahmen und Maßnahmen des Hausrechts   sind 
nebeneinander zulässig. 

(2) 1Nach einem Schulwechsel kann eine früher 
besuchte öffentliche Schule die Feststellung treffen, 



KWMBl Nr. 5/2010 47

dass im Fall des Verbleibens der Schülerin oder des 
Sc   hülers an der Schule die Entlassung angedroht 
oder die Schülerin oder der Schüler entlassen worden 
wäre. 2Ist bei einem Schulwechsel gegen eine Schü-
lerin oder einen Schüler bereits eine Untersuchung 
anhängig, führt die abgebe   nde Schule diese zu Ende 
und entscheidet, ob eine der in Satz 1 genannten Fest-
stellungen getroffen worden wäre. 3Die  Feststellung, 
dass die Entlassung angedroht worden wäre, steht 
einer Androhung der Entlassung gleich; die Fest-
stellung, dass die Schülerin oder der Schüler ent-
lassen worden wäre, steht einer Entlassung gleich. 
4Für das Verfahren gelten die für die Androhung der 
Entlassung bzw. für die Entlassung geltenden Vor-
schriften. 

(3) Ordnungsmaßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 Satz 1 
Nrn. 4 bis 6a BayEUG und Nacharbeiten werden den 
Erziehungsberechtigten vor Vollzug schriftlich unter 
Angabe des zugrunde liegenden Sachverhalts mitge-
teilt, im Fall des Art. 87 Abs. 1 Satz 6 BayEUG erst 
nach der Entscheidung der Regierung. 

(4) Die Regierung ist berechtigt, Ordnungsmaß-
nahmen der Schule aufzuheben, abzuändern oder 
eine neue Entsch eidung zu verlangen. 

§ 16 

Entlassung

(1) Die Untersuchung ist von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter oder e inem von ihr oder ihm 
beauftragten Mitglied der Lehrerkonferenz oder des 
Disziplinarausschusses zu führen.

(2) 1Das vorläufi ge Ergebnis der Untersuchung 
wird den Erziehungsberechtigten durch Einschreiben 
mitgeteilt. 2Die Schülerin oder der Schüler und die 
Erziehungsberechtigten sind gleichz    eitig unter ange-
messener Fristsetzung auf die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme und auf ihre Rechte nach Art. 86 Abs. 9, 
10 Satz 1 und  Art. 87 Abs. 1 Satz 3 BayEUG h inzu-
weisen. 3Das Ergebnis der Untersuchung wird unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme der Erziehungs-
berechtigten schriftlich niedergelegt. 4Ist die Mitwir-
kung des Elternbei ra ts  beantragt, erhält die oder der 
Vorsitzende des Elternbeirats einen Abdruck des Un-
tersuchungsberichts zur  Stellungnahme innerhalb ei-
ner angemessenen Frist.

(3) § 39 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 17 

Volljährige Schülerinnen und Schüler

Schülerinnen und Schüler nehmen mit dem Ein-
tritt der Volljährigkeit die durch diese Verordnung 
jeweils bestimmten Recht e und Pfl ichten der Er-
ziehungsberechtigten wahr; § 21 Abs. 2 bleibt unbe-
rührt.

Abschnitt 5

Schule und Erziehungsberechtigte
(vgl.  Art. 64 bis 68, 74 und 76 BayEUG) 

§ 18 

Zusammenarbeit der Schule mit den 
Erziehungsb  erechtigten

(1) 1Der Zusammenarbeit der Schule mit den Er-
ziehungsberechtigten dienen i nsbesondere Eltern-
sprechstunden, Elternsprechtage, Klasseneltern-
versammlungen und Elternversammlungen. 2Die 
Durchführung von allgemeinen Veranstaltungen, die 
die Zusammenarbeit von Schule und Erziehungsbe-
rechtigten betreffen, bedarf des Einvernehmens des 
Elternbeirats.

(2) Die mit mindestens der Hälfte der Unterrichts-
pfl ichtzeit beschäftigten  Lehrkräf te halten wöchent-
lich eine Elternsprechstunde außerhalb ihrer Un-
terrichtszeit ab, die übrigen Lehrkräfte jeweils nach 
Vereinbarung. 

(3) 1In jedem Schulhalbjahr wird ein Eltern-
sprechtag abgehalten, an dem alle Lehrk räft e den 
Erziehungsberechtigten zur Verfügung stehen.  2In 
jedem Schuljahr sind in den ersten drei Monaten 
nach Unterrichtsbeginn Klassenel ternversammlun-
gen einzuberufen; eine weitere Versammlung ist 
einzuberufen, wenn dies ein Drittel der Erziehungs-
berechtigten der Schülerinnen und Schüler einer 
Klasse beantragt. 3Elternsprechtage und Elternver-
sammlungen sind außerhalb der regelmäßigen Un-
terrichtszeit so anzusetzen, dass berufstätigen Erzie-
hungsberechtigten der Besuch in der Regel möglich 
ist. 

§ 19 

Amtszeit des Elternbeirats und Mitgliedschaft

(1) 1Die Amtszeit des Elternbeirats  beträgt zwei 
Jahre. 2Sie begi nnt am Ersten des Monats, d   er auf die 
Wahl folgt. 3Zur gleichen Zeit endet die Amtsze it des 
bisherigen Elternbeirats.

(2) Die Tätigkeit im Elte rnbeirat ist ehrenamtlich.

(3) 1Die Mitgliedschaft endet mit dem Ab  lauf der 
Amtszeit, dem Ausscheiden des Kindes aus der S chu-
l e, der Niederlegung des Ehrenamts, der Aufl ösung 
des Elternbeirats oder dem Verlust der Wählbarkeit. 
2An die Stelle ausgeschiedener Mitglieder rücken für 
die restliche Dauer der Amtszeit die Ersatzl eute in der 
Reihenfolge ihrer Stimmenzahlen nach.

(4) 1Eheleute oder Personen, denen die elterliche 
Sorge gemeinsam zusteht, können nicht gleichzeiti g 
demselben Elternbeirat angehören. 2Das Gleiche gilt 
für Erziehungsberechtigte und eine von ihnen er-
mächtigte Person im Sinn des Art. 68 Satz 2 BayEUG.
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§ 20 

Geschäftsgang

(1) Der Elternbeirat wählt in der ersten Sitzung aus 
seiner Mitte eine Vorsitzen  de oder einen Vorsitzenden 
sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 

(2) Die Sitzungen des Elternbeirats sind nicht öf-
fentlich.

(3) 1Der Elternbeirat kann die Anwesenheit einer 
Vertreterin oder eines Vertreters des Aufwandsträgers 
sowie der Schulleiterin oder des Schulleiters verlan-
gen. 2Er kann   zur Beratung einzelner Angelegenhei-
ten weitere Personen einladen. 3Eine Vertreterin oder 
ein Vertreter des Aufwandsträgers und die Schullei-
terin oder der Schulleiter müssen vom Elternbeirat zu 
den von ihnen genannten Angelegenheiten in der Sit-
zung gehört werden. 

(4) 1Die Zustimmung des Elternbeirats ist außer in 
den Fällen des Art. 65 Abs. 1 Satz 3 Nrn. 6, 7 und 13 
BayEUG erforderlich für die Durchführung von Schul-
landheimaufenthalten, Schulskikursen, Lehr- und 
Studienfahrten sowie von Fahrten im Rahmen des in-
ternationalen Schüleraustausches. 2Zudem bedürfen 
Grundsätze zur Durchführung von Veranstaltungen 
der ganzen Schule, zur Festlegung von Unterrichtszei-
ten oder zur Durchführung von Veranstaltungen in der 
unterrichtsfreien Zeit des Einvernehmens des Eltern-
beirats; § 5 Nr. 2 und § 41 Abs. 2 bleiben unberührt.

(5) 1Die Mitglieder des Elternbeirats haben auch 
nach Beendigung der Mitgliedschaft über die ihnen 
bei ihrer Tätigkeit als Elternbeirat bekannt geworde-
nen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 
2Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Natur nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

§ 21 

Wahl des Elternbeirats

(1) Die Wahlen zum Elternbeirat werden zu Be-
ginn eines Schuljahres durchgeführt.

(2) 1Wahlberechtigt sind die Eltern volljähriger 
  Schülerinnen und Schüler, alle Erziehungsberechtig-
ten, die wenigstens ein Kind haben , da s die betref-
fende Schule besucht, ermächtigte Personen im Sinn 
des Art. 68 Satz 2 BayEUG sowie die in Art. 66 Abs. 3 
Satz 3 BayEUG genannten Leiterinnen und Leiter ei-
nes Schülerheims oder einer ähnlichen Einrichtung. 
2Wählbar sind die Wahlberechtigten mit Ausnahme 
der an der betreffenden Schule tätigen Lehrkräfte.

(3) 1Über Ort und Zeit der Wahl entschei det der 
Elternbeirat im Einvernehmen mit der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter; besteht an der Schule noch 
kein Elternbeirat, entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter allein. 2Das Wahlverfahren regelt der 
Elternbeirat im Einvernehmen mit der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter in einer Wahlordnung, die den 

allgemeinen demokratischen Grundsätzen entspre-
chen muss.

(4) Der Wahlvorstand erstellt über die Wahlver-
sammlung eine Niederschrift, die zu den Schulakten 
genommen wird.

§ 22 

Klassenelternsprecherinne n und 
Klassenelternsprecher

Über das Verfahren der Wahl, die Amtszeit und 
die Aufgaben der Klassenelternsprecherinnen und 
Klassenelternsprecher (Art. 64 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 
BayEUG) entscheidet der Elternbeirat.

Abschnitt 6 

Schulforum
(vgl. Art. 69 BayEUG)

§ 23 

Schulforum

(1) 1Die Sitzungen des Schulforums sind nicht 
öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Un-
terrichtszeit durchzuführen. 3Für die Pfl icht zur Ver-
schwiegenheit gilt § 20 Abs. 5 entsprechend. 4Das 
Schulforum kann zur Behandlung einzelner Tages-
ordnungspunkte Dritte hinzuziehen.

(2) 1Das Schulforum ist über Art. 69 Abs. 6 BayEUG 
hinaus auf Verlangen von mindestens vier Mitglie-
dern einzuberufen. 2Es ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und mindes-
tens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 3Die Be-
schlüsse werden in offener Abstimmung mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefasst. 4Über jede Sitzung ist eine 
Niederschrift zu erstellen. 

(3) 1Die Lehrerkonferenz bestimmt die Amts-
dauer der in das Schulforum gewählten Lehrkräfte. 
2Elternbeirat, Lehrerkonferenz und Klassensprecher-
versammlung können für den Fall der Verhinderung 
eine Regelung zur Vertretung der von ihnen gewähl-
ten Mitglieder des Schulforums bzw. der Mitglieder 
des Schülerausschusses treffen. 

Abschnitt 7 

Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer 
Veranstaltungen, Sammlungen und Spenden

§ 24 

Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer Veran-
staltungen, Schülerfi rma

(1) 1Fallen für die Durchführung von Schulski-
kursen, Schullandheimaufenthalten, Lehr- und Stu-
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dienfahrten, Schüler- und Lehrwanderungen sowie 
von ähnlichen Veranstaltungen der Schule Kosten 
an, können die von den Erziehungsberechtigten 
zu entrichtenden Beiträge auf ein Konto der Schu-
le eingezahlt werden; in besonderen Fällen kann 
eine Zahlung an die Schule auch in bar erfolgen. 
2Haushaltsmittel dürfen über dieses Sonderkon-
to nicht abgewickelt werden. 3Die Verwaltung des 
Kontos oder der Barbeträge obliegt der Schulleite-
rin oder dem Schulleiter oder den von ihr bzw. ihm 
damit beauftragten Bediensteten. 4Im Schuljahr fi n-
det mindestens eine Kassenprüfung durch einen 
Kassenprüfungsausschuss statt, dessen drei Mitglie-
der aus der Mitte der Lehrerkonferenz gewählt wer-
den.

(2) 1Voraussetzung für die Aufnahme der 
Tätigkeit einer Schülerfi rma ist der Abschluss einer 
Haftpfl ichtversicherung. 2Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter oder die betreuende Lehrkraft schließt 
die Versicherung für die mit schriftlichem Einver-
ständnis der Erziehungsberechtigten teilnehmenden 
minderjährigen Schülerinnen und Schüler im Namen 
der Erziehungsberechtigten bzw. für die volljährigen 
Schülerinnen und Schüler in deren Namen ab. 3Diese 
haben die Beiträge für die Haftpfl ichtversicherung 
zu entrichten.

§ 25 

Sammlungen und Spenden

(1) 1In der Schule sind Sammlungen für außer-
schulische Zwecke und die Aufforderung an die 
Schülerinnen und Schüler, sich an Sammlungen in 
der Öffentlichkeit zu beteiligen, unzulässig. 2Aus-
nahmen kann die Sc hull eiterin oder der Schulleiter 
im Einvernehmen mit dem Schulforum genehmigen. 
3Unterrichtszeit darf für Sammlungstätigkeiten nicht 
verwendet werden.

(2) Spenden der Erziehungsberechtigten  für 
schulische Zwecke dürfen von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter und von Lehrkräften nicht ang eregt 
werden. 

(3) 1Wird die Schule bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben durc h erhebl iche Zuwendungen Dritter un-
terstützt oder die Herstellung oder Anschaffung für 
Erziehung und Unterricht förderlicher Gegenstände 
ermöglicht, kann auf A ntra g der Dritten hierauf in 
geeigneter Weise hingewiesen werden. 2Unzulässig 
ist eine über die Nennung der zuwendenden Per-
son oder Einrichtung, der  Art und des Umfangs der 
Zuwendung hinausgehende Produktwerbung. 3Die 
Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schul-
leiter nach Anhörun g des Schulforums.

Dritter Teil

Aufnahme und Schulwechsel
(vgl. Art. 44 BayEUG)

Abschnitt 1 

Aufnahme in die Eingangsstufe

§ 26 

Voraussetzunge n und Zeitpunkt der Aufnahme

(1) Die Schülerinnen und Schüler werden von ei-
nem Erziehungsberechtigten angemeldet. 

(2) Die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 7 als Ein-
gangsstufe der vierstufi gen und die Jahrgangsstufe 8 
als Eingangsstufe der dreistufi gen Wirts   chaftssc hule 
setzt voraus, dass die Schülerin oder der Schüler

1. für den Bildungsweg de r Wirtsc haftsschule geeig-
net ist (Abs. 3),

2. den Besuch mindestens der vorausgehenden 
Jahrgangsstufe der Hauptschule, der Realschule 
oder des Gymnasiums nachweisen kann, 

3. am 30. Juni des jeweiligen Kalenderjahres das 
15. Lebensjahr (vierstufi ge Wirtschaftsschule) bzw. 
das 16. Lebensjahr (dreistufi ge Wirtschaftsschule) 
noch nicht vollendet hat; über Ausnahmen in be-
sonderen Fällen entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter. 

(3) 1Für den Bildungsweg der Wirtschaftsschule 
si nd im Sinn des Abs. 2 Nr. 1 geeignet

1. Schülerinnen und Schüler einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten Hauptschule, wenn sie im 
Zwischenzeugnis dieser Schule eine Gesamt-
durchsch nitt snote von mindestens 2,33 aus den 
Jahresfortgangsnoten in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch erreichen. 

2. Schülerinnen und Schüler einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten Hauptschule 

a) wenn sie mit dem Zwischenzeugnis die Vor-
rückungserlaubnis in den M-Zug der Haupt-
schule erhalten haben; Schülerinnen und 
Schüler, die auf Grund eines Beschlusses der 
Lehrerkonferenz in die Jahrgangsstufe 7 des 
M-Zugs der Hauptschule eintreten können, 
müssen diese Jahrgangsstufe erfolgreich ab-
solviert haben, bevor sie an die Wirtschafts-
schule übertreten können oder

b) wenn sie im M-Zug der Hauptschule die Vor-
rückungserlaubnis in die der Eingangsstufe 
entsprechende Jahrgangsstufe erhalten haben 
oder im Jahreszeugnis in Vorrückungsfächern 
des M-Zugs, die auch in der Eingangsstufe der 
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Wirtschaft unterrichtet werden, höchstens ein-
mal die Note 5 oder in den Fächern Deutsch, 
Englisch (soweit Pfl ichtfach) und Mathematik 
mindestens die Note 4 nachweisen. 

3. Schülerinnen und Schüler eines öffentlichen oder 
staatlich anerkannten Gymnasiums oder einer öf-
fentlichen oder staatlich anerkannten Realschu-
le, wenn sie die Vorrückungserlaubnis in die der 
Eingangsstufe entsprechende Jahrgangsstufe 
erhalten haben oder im Jahreszeugnis der der 
Eingangstufe vorausgehenden Jahrgangsstufe in 
Vorrückungsfächern, die auch in der Eingangs-
stufe der Wirtschaftsschule unterrichtet werden, 
höchstens einmal die Note 5 oder in den Fächern 
Deutsch, Englisch (soweit Pfl ichtfach) und Mathe-
matik mindestens die Note 4 nachweisen. 

4. Schülerinnen und Schüler, die mit Erfolg am Pro-
beunterricht teilgenommen haben.

2Das Zeugnis des Gymnasiums bzw. der Real-
schule oder des M-Zugs der Hauptschule und 
der mit Erfolg besuchte Probeunterricht gelten 
hinsichtlich des Satzes 1 nur für das folgende Schuljahr.

(4) 1Wurde einer Schülerin oder einem Schüler 
des Gymnasiums das Wiederhole n am Gymnasium 
versagt, kann sie oder er auch bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach Abs. 2 und 3 in die gleiche oder 
nächst höhere Jahrgangsstufe der drei- und vierstu-
fi gen Wirtschaftsschule  nur  aufgenommen werden, 
wenn sie oder er nach den Zeugnissen und dem Gut-
achten des Gymnasiums, in dem auch die Ursachen 
für das Versagen am Gymnasium mitzuteilen sind, 
für den Besuch der drei- und vierstufi gen Wirtschafts-
schule geeignet erscheint. 2Entsprechendes gilt für 
eine Schülerin oder einen Schüler des M-Zugs der 
Hauptschule oder der Realschule. 3Die Entscheidung 
trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter.

(5) Die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 10 als 
Eingangsstufe der zweistufi gen Wirtschaftsschule 
setz t voraus, dass die Schülerin oder der Schüler

1. den qualifi zierenden Hauptschulabschluss nach-
weist und im Fac h Englisch im Zeugnis über den 
qualifi zierenden Hauptschulabschlus s oder i m 
Zeugnis über den erfolgreichen Hauptschulab-
schluss mindestens die Note 3 erzielt hat, 

2. die Jahrgangsstufe 9 des M-Zugs der Hauptschu-
le, der Realschule oder des Gymnasiums mit Er-
folg durchlaufen hat oder

3. die Jahrgangsstufe 9 des M-Zugs der Hauptschu-
le, der Realschule oder des Gymnasiums ohne 
Erfolg durchlaufen hat, wenn im Jahreszeugnis 
der jeweiligen Jahrgangsstufe 9 in den Fächern 
Deutsch und Englisch mindestens die Note 4 er-
zielt wurde.

(6) 1Sind mehr Bewerberinnen und Bewerber vor-
handen als im Hinblick auf die räumlichen und perso-

nellen Verhältnisse der Schule aufgenommen werden 
können, bemühen sich die Leiterinnen und Leiter der 
staatlichen und nichtstaatlichen Schulen um einen ört-
lichen Ausgleich. 2Gelingt die  ser  nicht, entscheidet die 
Regierung mit Wirkung für die öffentlichen Schulen.

(7) Die Aufnahme erfolgt zu Beginn des Schuljahres, 
sonst nur aus wichtigem Grund.

§ 27

Probeunterricht an drei- und vierstufi gen 
Wirtschaftsschulen

(1) 1Für Schülerinnen und Schüler, bei denen die 
Voraussetzungen nach § 26 Abs. 3 Nrn. 1 bis 3 nicht 
gegeben sind, führt die Wirtschaft sschule einen Pro-
beunterricht in den Fächern Deutsch und Mathema-
tik durch. 2Er fi nde          t für Schülerinnen und Schüler der 
Hauptschule im letzten Drittel des Schuljahres statt. 
3Für die übrigen Schülerinnen und Schüler wird der 
Probeunterricht in den letzten Tagen der Sommerferien 
durchgeführt. 4In begründeten Ausnahmefällen, insbe-
sondere bei schulärztlich nachgewiesener Erkrankung, 
können Schülerinnen und Schüler der Hauptschule mit 
Genehmigung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
am Probeunterricht zum Termin nach Satz  3 teilneh-
men. 5Den Beginn des Probeunterrichts nach den Sät-
zen 2 und 3 setzt das Staatsministerium fest.

(2) 1Der Probeunterricht dauert grundsätzlich 
drei Tage. 2Der Probeunterricht nach Abs. 1 Satz 3 
kann gekürzt werden, wenn es die Zahl der Schüle-
rinnen und Schüler zulässt. 3Der Probeunterricht kann 
für mehrere Wirtschaftsschulen gemeinsam durchge-
führt werden; die Regierung kann hierzu Anordnun-
gen treffen. 

(3) Schülerinnen und Schüler, die am Probeunter-
richt einer Wirtschaftsschule teilgenommen haben, kön-
nen diesen im selben Kalenderjahr nicht wiederholen.

(4) 1Für die Vorbereitung und Durchführung 
des Probeunterrichts beruft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter als Vorsitzende bzw. Vorsitzender einen 
Aufnahmeausschuss, dem neben der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter Lehrkräfte der Wirtschaftsschule ange-
hören. 2Die Regierung kann für jede öffentliche oder 
staatlich anerkannte Wirtschaftsschule eine Vorsitzen-
de oder einen Vorsitzenden des Aufnahmeausschusses 
bestellen. 3Diese oder dieser kann auch Lehrkräfte an-
derer Schulen in den Aufnahmeausschuss berufen.

(5) 1Im Probeunterricht sollen die Schülerinnen 
und Schüler in kleineren Unterrichtsgruppen zusam-
mengefasst werden. 2Für jede Unterrichtsgruppe sind 
mindestens zwei Mitglieder des Aufnahmeausschus-
ses verantwortlich, die abwechselnd unterrichten und 
beobachten. 3Dem Probeunterricht werden die Anfor-
derungen der zuletzt besuchten Jahrgangsstufe unter 
Berücksichtigung der Aufgabe der Wirtschaftsschule 
zugrunde gelegt.
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(6) 1Der Probeunterricht beginnt mit einem Un-
terrichtsgespräch. 2Die schriftlichen Aufgaben wer-
den landeseinheitlich gestellt und von je zwei Mitglie-
dern des Aufnahmeausschusses benotet; am Ende des 
Probeunterrichts werden insbesondere zur Klärung 
von Zweifelsfällen ergänzende Prüfungsgespräche 
durchgeführt. 3Die Arbeiten sind zwei Jahre aufzube-
wahren.

(7) 1Die Schülerinnen und Schüler haben mit 
Erfolg am Probeunterricht teilgenommen, wenn 
in dem einen Fach mindestens die Note 3 und 
in dem anderen Fach mindestens die Note 4 er-
reicht wurde. 2Die erfolglose Teilnahme wird auf 
dem Übertrittszeugnis der Hauptschule, das den 
Erziehungsberechtigten zurückgegeben wird, ver-
merkt.

(8) Schülerinnen und Schüler, die ohne Erfolg 
am Probeunterricht teilgenommen haben, aber in 
beiden Fächern die Note 4 erreicht haben, werden in 
die Wirtschaftsschule aufgenommen, wenn die Erzie-
hungsberechtigten dies beantragen.
 

Abschnitt 2 

Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe

§ 28 

Voraussetzungen und Zeitpunk t der Aufnahme

(1) 1Die Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe 
der drei- und vierstufi gen Wirtschaftsschule setzt das 
Bestehen einer Aufnahmeprüfung und einer Probe-
zeit voraus. 2§ 26 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 und Abs. 4, 6 und 
7 gelten entsprechend. 3Eine unmitt         el  bare Aufnahme 
in die Jahrgangsstufe 11 der zweistufi gen Wirtschafts-
schule fi ndet nicht statt.

(2) Bei Aufna hme  von Schülerinnen und Schülern 
öffentlicher oder staatlich anerkannter Gymnasien 
oder Realschulen bzw. von Schülerinnen und Schü-
lern im M-Zug öffentlicher oder s taatlich anerkannter 
Hauptschulen in die höhere Jahrgangsstufe 8 oder  9 
entfällt die Aufnahmeprüfung, wenn

1. die Erlaubnis zum Vorrücken in die nächst höhere 
Jahrgangsstufe ert eilt wurde oder

2. das Jahreszeugnis der vorausgehenden Jahr-
gangsstufe in Vorrückungsfächern, die auch in der 
entsprechenden Jahrgangsstufe der Wirtschafts-
schule unterrichtet werden, höchstens einmal die 
Note 5 aufweist und Unterricht in Englisch erteilt 
wurde.

(3) Bei Aufnahme von Schülerinnen und Schülern 
öffentlicher oder staatlich anerkannter Hauptschulen, 
die nicht den M-Zug besuchen, in die höhere Jahr-
gangsstufe 8 oder 9 entfällt die Aufnahmeprüfung, 

wenn die bisherige Schule die Eignung für die betref-
fende Jahrgangsstufe der Wirtschaftsschule bestätigt 
und das Jahreszeugnis der Hauptschule der voraus-
gehenden Jahrgangs stufe in den Fächern Deutsch, 
Englisch und Mathematik einen Notendurchschnitt 
von mindestens 2,0 aufweist.

(4) Schülerinnen und Schüler der Wirtschafts-
schule oder der Realschule, denen die Erlaubnis 
zum Vorrücken in die nächst höhere Jahrgangsstufe 
versagt wurde, dürfen nicht zu einer Aufnahme-
prüfung für diese Jahrgangsstufe zugelassen wer-
den.

(5) Schülerinnen und Schüler, die eine Wirt-
schaftsschule verlassen haben und später wieder 
eintreten wollen, dürfen nur aufgenommen werden,  
wenn dadurch die Ausbildungsdauer nicht unter-
schritten wird; Wiederholungsjahre bleiben dabei 
außer Betracht.

§ 29 

Aufnahmeprüfung

(1) 1Die Aufnahmeprüfung erstreckt sich auf alle 
Vorrückungsfächer der vorhergehenden Jahrgangs-
stufe der drei- u nd vierstufi gen Wirtschaftsschule. 
2Nicht geprüft werden Fächer, in denen im Jahres-
zeugnis des Gymnasiums oder der Realschule oder 
des M-Zuges der Hauptschule mindestens die Note 
4 oder im Jahreszeugnis der Hauptschule mindes-
tens die Note 2 nachgewiesen wird. 3Nicht geprüft 
werden ferner Fächer, in denen die Bewerberin oder 
der Bewerber an der bisher besuchten Schule keinen 
Pfl ichtunterricht hatte. 4Die Aufnahmeprüfung für die 
Jahrgangsstufe 10 der drei- und vierstufi gen Wirt-
schaftsschule beschränkt sich für Bewerberinnen und 
Bewerber, die im Zeugnis über den qualifi zierenden 
Hauptschulabschluss in den Fächern Deutsch, Eng-
lisch und Mathematik mindestens die Note 2 und in 
der Gesamtbewertung einen Notendurchschnitt von 
mindestens 2,0 nachweisen, sowie für Bewerberinnen 
und Bewerber gemäß § 28 Abs. 2 auf die Fächer Be-
triebswirtschaft, Rechnungswesen und Textverarbei-
tung. 

(2) 1Die Aufnahmeprüfung wird schriftlich oder 
praktisch und gegebenenfalls zusätzlich mündlich 
durchgeführt. 2Schriftliche Arbeiten sind in den 
Fächern Deutsch, Englisch und Rechnungswesen 
oder Wirtschaftsmathematik zu fertigen. 3Praktische 
Arbeiten sind in dem Fach Textverarbeitung zu fer-
tigen.

(3) 1Die Entscheidung über die Aufnahme trifft 
die Schulleiterin oder der Schulleiter. 2Eine nicht 
bestandene Aufnahmeprüfung für eine höhere Jahr-
gangsstufe der drei- oder vierstufi gen Wirtschafts-
schule kann bei entsprechendem Ergebnis als be-
standene Aufnahmeprüfung für eine niedrigere 
Jahrgangsstufe gewertet werden. 3§ 27 Abs . 6 Satz 3 
gilt entspre chend.
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§ 30 

Probezeit

(1) 1Die endgültige Aufnahme ist abhängig vom 
Bestehen einer Probezeit. 2In der Probezeit wird fest-
gestellt, ob die Schülerin oder der Schüler den An-
forderungen der Wir tsch aftsschule gewachsen ist. 
3Beim Übertritt von einem öffentlichen oder  staatlich 
anerkannten Gymnasium oder von einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Realschule entfällt die 
Probezeit, wenn di e übertretende Schülerin oder der 
übertretende Schüler die Vorrückungserlaubnis für 
die nächst höhere Jahrgangsstufe erhalten hat; dies 
gilt nicht für Schülerinnen und Schüler, die auf Probe 
vorgerückt sind.

(2) 1Die Probezeit dauert in der Regel bis zur 
Aushändigung des Zwischenzeugnisses. 2Über das 
Bestehen der Probezei t entscheidet die Schulleiterin 
oder der Schulleiter auf der Grundlage e  iner  Emp-
fehlung der Klassenkonferenz

1. in der Regel innerhalb der Woche vor dem Ter-
m in für die Ausgabe des Zwischenzeugnisses;

2. bei Schülerinnen und Schülern, bei denen sich 
schon früher eindeutig zeigt, dass sie für die 
Wirtschaftsschule nicht oder noch nicht geeignet 
sind, innerhalb der ersten sieben Schultage im 
Dezember; mit dieser Entscheidung endet die 
Probezeit.

(3) 1Aus besonderen Gründen, insbesondere 
bei nachgewiesener längerer Erkrankung wäh-
rend der Probezeit, kann diese über den Termin 
des Zwischenzeugnisses hinaus, längstens bis 
zum Ende des Schulj ahre s, verlängert werden. 2Ist 
die Probezeit über das erste Schulhalbjahr hinaus 
verlängert worden, erhält die Schülerin oder der 
Schüler im Zwischenzeugnis einen Vermerk über 
die Verlängerung. 3Schülerinnen und Schüler, de-
ren  Probezeit bis zum Ende des Schuljahres ver-
längert wurde, unterliegen den Vorrückungsbe-
stimmungen. 

(4) 1In den Pfl ichtfächern, in denen die Schülerin-
nen und Schüler in der bisherigen Schule nicht un-
terrichtet wurden oder die an der Wirtschaftsschule 
ein höheres Lehrziel haben, müssen die Schülerinnen 
und Schüler i nnerhalb einer von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter festzusetzenden Frist, die in der Regel 
nicht mehr als ein Jahr betragen darf, eine Prüfung 
ablegen. 2In dieser Prüfung, die auch in der Teilnahme 
an schriftlichen oder praktischen Leistungsfeststel-
lungen bestehen kann, müssen die Schülerinnen und 
Schüler nachweisen, dass sie im Unterricht erfolgreich 
mitarbeiten können . 3Bis dahin können die Schüle-
rinnen und Schüler von den Leistungsnachweisen in 
diesen Fächern durch die Schulleiterin oder den 
Schulleiter befreit werden.

(5) 1Die Entscheidung über das Bestehen der 
Probezeit wird auf der Gru ndlage der erbrachten 

Leistungen sowie der pädagogischen Wertung der 
Gesamtpersönlichkeit der Schülerin oder des Schü-
lers getroffen. 2Hat eine Schülerin oder ein Schüler 
die Probezeit nicht bestanden, ist dies unverzüg-
lich den Erziehungsberechtigten schriftlich unter 
Darlegung der Gründe mitzuteilen. 3§ 39 Abs. 3 
bleibt unberührt. 

(6) Schülerinnen und Schüler, die die Probezeit 
nicht bestanden haben, können bei ausreichendem 
Leistungsstand, sofern nicht andere Gründe entge-
genstehen, in die vorhergehende Jahrgangsstufe 
zurückverwiesen werden; sie gelten dort nicht als  
Wiederholungsschülerinnen und Wiederholungs-
schüler.

Abschnitt 3 

Gastschülerinnen und Gastschüler

§ 31 

Gastschülerinnen und Gastschüler

1Schülerinnen und Schüler, die ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt längere Zeit im Ausland hatten, dort 
keine anerkannte deutsche Auslandsschule besucht 
haben und sich dem Aufnahmeverfahren zunächst 
nicht unterziehen wollen, kann die Schulleiterin 
oder der Sch ulleiter in stets widerrufl icher Weise den 
Besuch des Unterrichts in einzelnen oder allen Fä-
chern gestatten. 2Unterliegen solche Schülerinnen 
und Schüler der Schulpfl icht, müssen sie am Unter-
richt in allen Pfl icht- und Wahlpfl ichtfächern teilneh-
men. 3Über den Schulbesuch wird auf Antrag eine 
Bestätigung ausgestellt. 4Ein Zeugnis kann nur er-
teilt werden, wenn die Schülerin oder der Schüler 
auf Grund des bestandenen Aufnahmeverfahrens 
die Schule besucht.

Abschnitt 4

Schulwechsel

§ 32 

Übertritt an eine andere Wirtschaftsschule oder in 
eine andere Wahlpfl ichtfächergruppe

(1) Für den Übertritt aus einer nicht staatlich an-
erkannten Schule an eine öffentliche oder staatlich 
anerkannte Wirtschaftsschule gelten §§ 28 bis 30 ent-
sprechend.

(2) Während des Schuljahres ist der Übertritt nur 
aus wichtigem Grund, insbesondere bei Wohnsitz-
wechsel, z ulässig.

(3) Ist gegen eine Schülerin oder einen Schüler 
wegen einer Verfehlung eine Untersuchung anhän-
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gig, ist der Übertritt nur zulässig, wenn die bisher be-
suchte Schule  bestätigt, dass ein Antrag nach Art. 88 
Abs. 1 Satz 1 BayEUG nicht gestellt wird.

(4) Für den Übertritt in eine ander e Wahlpfl icht-
fächergruppe der drei- und vierstufi gen Wirtschafts-
schule gilt § 30 Abs. 4 entsprechend

Vierter Teil

Schulbetrieb

Abschnitt 1 

Einrichtung von Klassen und Fächern
(vgl. Art. 49 und 50 BayEUG)

§ 33 

Klassen und andere Unterrichtsgrup pen

1Na  ch Maßgabe näherer Bestimmungen des 
Staatsministeriums entscheidet die Schule nach päda-
gogischem Ermessen und nach den personellen, säch-
lichen und organisatorischen Gegebenheiten über 
die Bildung von Klassen, die Teilung von Klassen in 
Gruppen und die Einrichtung von Ergänzungsunter-
richt und von Unterricht in Wahlfächern. 2Bestehen an 
einem Ort mehrere Klassen, für die ein Wahlunterricht 
gleicher Art in Betracht kommt, soll er gemeinsam 
erteilt werden. 3Die Schulleiterinnen und Schullei-
ter entscheiden gemeinsam über die Verteilung des 
Wahlunterrichts auf die einzelnen Schulen und stellen 
Einvernehmen mit dem Aufwandstr äger her.

§ 34 

Wahlpfl ichtfächergruppen (Ausbildungsrichtungen)
(vgl. Art. 6 und 14 BayEUG)

(1) Ausbildungsrichtungen I und II im  Sinn des 
Art. 14 Abs. 3 Satz 2 BayEUG sind an der vierstufi -
gen Wirtschaftsschule die Wahlpfl ichtfächergruppen 
H und M.

(2) 1Je nach den örtlichen Erfordernissen kann an 
einer Wirtschaftsschule Unterricht in nur einer Wahl-
pfl ichtfächergruppe oder in beiden Wahlpfl ichtfä cher-
gruppen erteilt werden. 2Die Entscheidung trifft bei 
staatlichen Wirtschaftsschulen die Schulleiterin oder 
der Schulleiter im Benehmen mit dem Aufwandsträ-
ge r, d er Lehrerkonferenz und dem Elternbeirat.

§ 35 

Wahlpfl ichtfächer und Wahlfächer

(1) 1In der drei- und vierstufi gen Wirtschaftsschule 
wird die Wahlpfl ichtfächergruppe, in der  zwei-, drei- 
und vierstufi gen Wirtschaftsschule werden die Wahl-

pfl ichtfächer im Rahmen des schulischen Angebots 
durch die Erziehungsberechtigten gewählt. 2§ 33 gilt    
entsprechend. 3Das für die Jahrgangsstufe 9 an der 
drei- un d vi erstufi gen Wirtschaftsschule bzw. für die 
Jahrgangsstufe 10 an der zweistufi gen Wirtschafts-
schule gewählte Wahlpfl ichtfach ist auch für die Jahr-
gangsstufe 10 bzw. 11 verbindlich.

(2) Der Besuch eines Wahlfachs darf während des 
Schuljahres nur mit  Genehmigung der Schulleite rin 
oder des Schulleiters abgebrochen oder begonnen 
werden.

Abschnitt 2 

Schulbesuch
(vgl. Art. 56 BayEUG)

§ 36 

Teilnahme

(1) 1Ist eine Schülerin oder ein Schüler aus zwin-
genden Gründen verhindert, am Unterricht oder an 
einer s onstigen verbindlichen Schulveranstaltung 
teilzunehmen, ist die Schule unverzüglich unter An-
gabe des Grundes schriftlich zu verständigen. 2Im 
Fall fernmündlicher Verständigung ist die schriftli-
che Mitteilung innerhalb von zw  ei Tagen nachzurei-
chen.

(2) 1Bei Erkrankung von mehr als drei Unterrichts-
tagen kann die Schule die Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses verlangen. 2Häufen sich krankheitsbe-
dingte Schulversäumnisse oder bestehen an der Er-
krankung Zweifel, kann die Schule die Vorlage eines 
ärztlichen oder schulärztlichen Zeugnisses verlangen. 
3Wird das Zeugnis nicht unverzüglich vorgelegt, gilt 
das Fernbleiben als unentschuldigt.

(3) 1Schülerinnen und Schüler können auf schrift-
lichen Antrag in begründeten Fällen von der Schu-
le vom Unterricht in einzelnen Fächern befreit oder 
vom Schulbesuch beurlaubt werden. 2Den Schülerin-
nen und Schülern ist ausreichende Gelegenheit zur 
Erfüllung ihrer religiösen Pfl ichten und Wahrneh-
mung religiöser Veranstaltungen auch außerhalb der 
Schule zu geben. 

§ 37 

Beaufsichtigung der Schülerinnen und Schüler

(1) 1Die Aufsichtspfl icht der Schule erstreckt sich 
auf die Zeit, in der die Schülerinnen und Schüler am 
Unterricht oder an sonstigen Schulveranstaltungen 
teilnehmen, einschließlich einer angemessenen Zeit 
vor Beginn und nach Beendigung des Unterrichts 
oder der Schulveranstaltungen. 2Auch in Freistunden 
sind die Schülerinnen und Schüler zu beaufsichtigen; 
Schülerinnen und Schülern der Jahrgangsstufe 10 
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und 11 kann gestattet werden, während der Freistun-
den die Schulanlage zu verlassen. 3Während sonstiger 
Zeiten, in denen sich Schülerinnen und Schüler in der 
Schulanlage aufhalten, hat die Schule für eine ange-
messene Beaufsichtigung zu sorgen.

(2) Der Umfang der Aufsichtspfl icht richtet sich 
nach der geistigen und charakterlichen Reife der 
zu beaufsichtigenden Schülerinnen und Schülern.

§ 38 

Alkoholverbot, Sicherstellung von Gegenständen

(1) Der Konsum alkoholischer Getränke ist den 
Schülerinnen und Schülern innerhalb der   Schulanla-
ge untersagt.

(2) 1Das Mitbringen und Mitführen von gefährli-
chen Gegenständen ist den Schülerinnen und Schü-
lern untersagt. 2Die Schule hat solche Gegenstände 
wegzunehmen und sicherzustellen. 3In gleicher Weise 
kann die Schule bei sonstigen Gegenständen verfah-
ren, die den Unterricht oder die Ordnung der Schule 
stören können oder stören. 4Über die Rückgabe derarti-
ger Gegenstände entscheidet d ie S chulleiterin oder der 
Schulleiter; in den Fällen des Satzes 2 darf die Rück-
gabe, soweit dieser nicht anderweit ige Bestimmungen 
entgegenstehen, bei minderjährigen Schülerinnen und 
 Schülern nur an die Erziehungsberechtigten der Schü-
lerin oder des Schülers erfolgen. 5Für Mobilfunktelefo-
ne und sonstige digitale Speichermedien gilt d ie spezi-
elle Regelung in Art. 56 Abs. 5 BayEUG. 

§ 39 

Beendigung des Schulbesuchs

(1) Der Austritt einer Schülerin oder eines Schü-
lers aus der Schule ist schriftlich durch einen Erzie-
hungsberechtigten zu erklären.

(2) 1Der Austritt lässt das einmal erworbene Recht 
zum Vorrücken unberührt. 2Ein späterer Eintritt in die 
nächst höhere Jahrgangsstufe ist nur unter Beachtung 
der Bestimmungen über die Altersgrenze möglich.

(3) Die Leitung der zuletzt besuchten Wirtschafts-
schule hat die Erfüllung der Schulpfl icht zu überprü-
fen und bei Vorliegen der Vollzeitschulpfl icht das 
zuständige Staatliche Schulamt, bei Vorliegen  der  Be-
rufsschulpfl icht die zuständige oder nächst gelegene 
Berufsschule zu ver ständigen.

§ 40 

Höchstausbildungsdauer

(1) 1Die Höchstausbildungsdauer beträgt bei 
vierstufi gen Wirtschaftsschulen sechs, bei dreistu-
 fi gen Wirtschaftsschulen fünf und bei zweistufi -

gen Wirtschaftsschulen vier Schuljahre. 2Für die 
Berechnung der Höchstausbildungsdauer an drei- 
und vierstufi gen Wirtschaftsschulen zählen alle 
an öffentlichen oder staatlich anerkannten drei- 
und vierstufi gen Wirtschaftsschulen, M-Zügen der 
Hauptschulen, Realschulen oder Gymnasien  in 
 den entsprechenden Jahrgangsstufen verbrachten 
Schuljahre. 3Für die Berechnung der Höchstaus-
bildungsdauer an zweistufi gen Wirtschaftsschulen 
zählen alle an öffentlichen oder staatl ich anerkann-
ten zweistufi gen Wirtschaftsschulen verbrachten 
Schuljahre, auch wenn sie durch Austritt, nicht 
bestandene Probezeit oder Krankheit verkürzt wa-
ren.

(2) Die Höchstausbildungsdauer gilt auch dann 
als überschritten, wenn feststeht, dass der Wirt-
schaftsschulabschluss nicht mehr innerhalb der 
Höchstau sbildungsdauer erreicht werden kann.

(3) Die Regierung kann unter den Voraussetzun-
gen des § 2 Abs. 2 Ausnahmen zulassen.

Abschnitt 3

Stunden und Fächer
(vgl. Art. 5, 45 bis 48 BayEUG)

§ 41 

Stundenplan, Unterrichtszeit

(1) 1Der Stundenplan wird von der Schulleiterin 
oder dem Schul leiter festgesetzt. 2Eine Unterrichts-
stunde dauert 45 Minuten.

(2) 1Der Unterricht wird von Montag bis Freitag 
erteilt. 2Die Schulleiterin oder der Schulleiter setzt 
die Unterrichtszeit im  Benehmen mit dem Schulfo-
rum und dem Aufgabenträger im Sinn des Art. 1 des 
Gesetzes über die Kostenfreiheit des Schulwegs fest. 

(3) 1Fällt der Unterricht an mehr als fünf aufei-
nanderfolgende n Schultagen aus, ist die versäumte 
Zeit im gleichen Schuljahr nachzuholen. 2Die Regie-
rung kann aus besonderen Gründen Abweichun gen 
 hiervon zulassen oder anordnen.

§ 42 

Stundentafeln 

(1) 1Für die Wirtschaftsschule gelten die Stun-
dentafeln gemäß Anlagen 1 bis  3. 2Das Staatsmi-
nisterium kann bei Vorliegen besonderer Umstände 
Abweichungen von der Stundentafel für die Dauer 
eines Sch   ulja hres vornehmen. 3Keiner Genehmigung 
bedürfen organisatorisch bedingte Zusammenfas-
sungen des Unterrichts in einzelnen Unterrichtsfä-
chern (V erblockung) im Rahmen der Gesamtstunden 
eines Fachs im Schuljahr.
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(2) Mit Genehmigung der Regierung kann der 
Unt       e rric ht gemäß den Anlagen in einzelnen Pfl icht-
fächern ganz oder teilweise in ein ande res Schuljahr 
verlegt werden.

(3) 1Im Schuljahr können über die Stundenta-
fel hinaus bis zu zwei Wochenstunden Unterricht 
in Pfl icht- oder W ahlpfl ichtfächern (ausgenommen 
in Prüfungsfächern in der letzten Jahrgangsstufe) 
erteilt werden. 2Im Rahmen ihres Bildungsauftrags 
entscheidet die Schule über die Einrichtung von Un-
terricht i n Wahlfächern. 

(4) Die Summe der Unterrichtsstunden aller 
Pfl ichtfächer und Wahlpfl ichtfächer in der Woche darf 
die Summe der wöchentlichen Unterrichtsstunden 
nach  den Stundentafeln gemäß den Anlagen um nicht 
mehr als zwei Unterrichtsstunden überschreiten.

(5) Schülerinnen und Schülern, die in die Jahr-
gangsstufe 9 oder 10 der Wirtschaftsschule eintreten 
und an zuvor besuc hten Schulen keinen Unterricht im 
Fach Englisch hatten, kann die Regierung im Einzel-
fall zur Vermeidung einer unb illigen Härt e genehmi-
g en, dass Englisch durch eine andere Fremdsprache 
ersetzt wird.

§ 43 

Religiöse Erziehung, Religionsunterricht
(vgl. Art. 46 BayEUG)

(1) 1Die Schule unterstützt die Erziehungsberech-
tigten bei der religiösen Erziehung der Kinde r. 2Schul-
gebet, Schulgottesdienst und Schulandacht sind Mög-
lichkeiten dieser Unterstützung; die Teilnahme der 
Schülerinnen und Schüler ist zu ermöglichen und zu 
fördern. 3Die Mitglieder der Schulgemeinschaft sind 
verpfl ichtet, die religiösen Empfi ndungen aller zu 
achten.

(2) 1Die Abmeldung vom Religionsunterricht muss 
schriftlich und spätestens am letzten Unterrichtstag 
des Schuljahres mit  Wir kung für das folgende Schul-
jahr erfolgen; eine spätere Abmeldung ist nur aus 
wichtigem Grund zulässig. 2Für den Religionsunter-
richt ist eine Mindestteilnehmerzahl von fünf Schüle-
rinnen und Schülern erforderlich. 

(3) 1Auf schriftlichen Antrag der Erziehungsbe-
rechtig ten werden Schülerinnen und Schüler, die kei-
ner Religionsgemeinschaft angehören, zur Teilnahme 
am Religi onsu n terricht eines Bekenntnisses als Pfl icht-
fach zugelassen, wenn die Religionsgemeinschaft, für 
deren Bekenntnis der betreffende Religionsunterricht 
eingerichtet ist, zustimmt und zwingende schulorga-
nisatorische Gründe nicht entgegenstehen. 2Dies gilt 
entsprechend für Schülerinnen und Schüler, für deren 
Religionsgemeinschaft Religionsunterric ht a ls ordentli-
ches Lehrfach für die betreffende Schulart an öffentli-
chen Schulen in Bayern nicht eingerichtet ist; in diesem 
Fall ist dem Antrag die Zustimmung dieser Religions-
gemeinschaft beizufügen. 3Die Zulassung spricht die 

Schulleiterin oder der Schulleiter aus. 4Für den Zeit-
punkt des Antrags und für die Abmeldung vom Religi-
onsunterricht gilt Abs. 2 Satz 1 entsprechend. 

(4) 1Treten Schülerinnen  und Schüler während des 
Schuljahres aus dem Religionsunterricht aus, haben 
sie binnen angemessener Frist eine Prüfung über den 
bis zum Zeitpunkt des Austritts im Unterrichtsfach 
Ethik behandelten Stoff des Schuljahres abzulegen. 
2Erfolgt der Austritt während der letzten drei Mona-
te des Schuljahres, ist die Prü fung spätestens in der 
ersten Unterrichtswoche des folgenden Schuljahres 
abzulegen; ihr Ergebnis gilt als Jahresfortgangsnote 
im Fach Ethik.

§ 44 

Ethikunterricht
(vgl. Art. 47 Ba yEUG )

(1) Sind an einer Schule mindestens fünf Schüle-
rinnen und Schüler, die den Religionsunterricht nicht 
besuchen, muss für diese Schülerinnen und Schüler 
Ethikunterricht als Pfl ichtfach eingerichtet werden.

(2) Für den Wechsel vom Unterrichtsfach Ethik 
z um Religionsunterricht gilt § 43 Abs. 4 entsprechend. 

Fünfter Teil

Hausaufgaben, Leistungsnachweise, Vorrücken und 
Wiederholen, Zeugnisse

Abschnitt 1

Hausaufgaben und Leistungsnachweise
(vgl. Art. 52 BayEUG)

§ 45 

Hau saufgaben

1Um den Lehrstoff einzuüben und die Sc hülerin-
nen und Schüler zu eigener Tätigkeit anzuregen, wer-
den Hausaufgaben gestellt, die von Schülerinnen und 
Schülern mit durchschnittlichem Leistungsvermögen 
in angemessener Zeit erledigt werden können. 2Sonn-
tage, Feiertage und Ferien sind von Hausaufgaben 
freizuhalten.

§ 46

Nachweise des Leistungsstands

(1) 1Leistungsnachweise im Sinn des Art. 52 
Abs.  1 BayEUG sind Schulaufgaben, Kurzarbeiten, 
Deutsche Hausaufgaben, Schriftliche Hausarbeiten, 
Stegreifaufgaben, mündliche und praktische Leis-
tu  ngen sowie fachliche Leistungstests. 2Sie sind mög-
lichst gleichmäßig über das Schuljahr zu verteilen. 
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(2) 1In jedem Pfl icht- und Wahlpfl ichtfach sind im 
Schulhalbjahr schriftliche oder praktische Leistungen 
in angemessener Zahl zu erheben sowie mind estens 
eine mündliche Leistung. 2In den Fächern Textver-
arbeitung, Datenverarbeitung, Sport und Musische 
Erziehung kann auf mündliche Leistungsnachweise 
verzichtet werden. 

(3) 1Die Entscheidung, ob Kurzarbeiten gefor-
dert werden, trifft die Lehrerkonferenz zu Beginn 
des Schuljahres. 2In dreistündigen Pfl icht- und Wahl-
pfl ichtfächern sin d im Schuljahr mindestens zwei 
Schulaufgaben, in vier- und mehrstündigen Pfl icht-
fächern mindestens drei Schulaufgaben zu fertigen. 
3§ 48 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(4) 1Im Fach Deutsch kann eine Schulaufgabe 
durch eine Deutsche Hausaufgabe ersetzt werden. 
2In den übrigen Fächern kann eine Kurzarbeit oder 
Schulaufgabe durch eine Schriftliche Hausarbeit er-
setzt werden; im Schuljahr dürfen insg esam t nicht 
mehr als zwei Schriftliche Hausarbeiten gegeben 
werden. 

(5) 1Die Lehrerkonferenz beschließt auf Vorschlag 
der Fachgruppe Art und Anzahl der Leistungsnach-
weise unter Berücksichtigung des Unterrichtsumfangs 
und der Stundenzahl der einzelnen Fächer. 2Vor dem 
Beschluss ist das Schulforum  zu hören. 3Der Beschluss 
ist den Erz iehungsberechtigten sowie den Schülerin-
nen und Schülern zu Beginn des Schuljahres bekannt 
zu geben. 

(6) Über die Leistungen der Schülerinnen und 
Schüler führen die Lehrkräfte Aufzeichnungen. 

§ 47

Schulaufgaben, Kurzarbeiten, 
Deutsche Hausaufgaben und 

Schriftliche Hausarbeiten 

(1) 1Schulaufgaben und Kurzarbeiten werden spä-
testens eine Woche vorher angekündigt. 2An einem 
Tag darf nicht mehr als eine Schulaufgabe oder eine 
Kurzarbeit, in einer Woche sollen nicht mehr als zwei 
Schulaufgaben gehalten werden. 

(2) 1Auf eine Schulaufgabe sind höchstens 60 Mi-
nuten zu verwenden. 2Bei Aufsätzen ist die Arbeits-
zeit entsprechend der Themenstellung zu verlängern. 
3In der letzten Jahrgangsstufe können in den Fächern 
der schriftlichen Abschlussprüfung höchstens je zwei 
Schulaufgaben bis zum Umfang einer Prüfungsaufga-
be gehalten werden. 4Schulaufgaben können sich auf 
den gesamten bisher behandelten Lehrstoff beziehen. 
5Zur Bearbeitung einer Deutschen Hausaufgabe oder 
einer Schriftlichen Hausarbeit ist eine Mindestbearbei-
tungszeit von einer Woche zu gewähren. 

(3) Kurzarbeiten erstrecken sich auf den Inhalt 
von höchstens sechs unmittelbar vorangegangenen 
Unterrichtsstunden einschließlich der Grundkenntnis-

se eines Fachs; die Bearbeitungszeit soll nicht mehr 30 
Minuten betragen. 

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann 
nach Rücksprache mit der Lehrkraft und der Fach-
betreuerin oder dem Fachbetreuer der Schule eine 
Schulaufgabe oder Kurzarbeit für ungültig erklären 
und die Anfertigung einer neuen anordnen, wenn 
die Anforderungen für die Jahrgangsstufe nicht an-
gemessen waren oder der Lehrstoff nicht genügend 
vorbereitet war. 

§ 48

Stegreifaufgaben, mündliche und praktische
Leistungen, fachliche Leistungstests 

(1) 1Stegreifaufgaben werden nicht angekündigt. 
2Sie beschränken sich auf den Inhalt der vorherge-
gangenen Unterrichtsstunde einschließlich der Grund-
kenntnisse des Fachs; in den Fächern Deutsch und 
Englisch sind Diktate zulässig. 3Die Bearbeit  ungszeit 
soll nicht mehr als 20 Minuten betragen.

(2) 1In bis zu zweistündigen Fächern kann eine 
mündliche Leistung im Schuljahr auch durch eine 
Stegreifaufgabe ersetzt werden. 2Leistungen in einer 
Gruppenarbeit können als mündliche Leistungen ge-
wertet werden. 

(3) 1In den Fächern Übungsfi rmenarbeit, Textver-
arbeitung, Sport und Musische Erziehung sind prak-
tische Leistungsnachweise zu erbringen. 2Im Fach 
Rechnungswesen kann eine Kurzarbeit oder eine 
Schulaufgabe durch einen praktischen Leistungsnach-
weis größeren Umfangs ersetzt werden. 3In den Fä-
chern Projektarbeit und Datenverarbeitung können an 
Stelle der Kurzarbeiten praktische Leistungsnachweise 
größeren Umfangs erbracht werden. 4In den Fächern 
Textverarbeitung und Übungsfi rmenarbeit werden im 
Schuljahr an Stelle der schriftlichen Leistungen gemäß 
§ 46 Abs. 3 mindestens zwei praktische Leistungsnach-
weise größeren Umfangs mit einer Bearbeitungszeit 
von höchstens 60 Minuten gefordert; § 47 Abs. 1 Satz 1 
gilt entsprechend. 

(4) 1Fachliche Leistungstests, die nach Maßgabe 
näherer Bestimmungen des Staatsministeriums gehal-
ten werden können, werden spätestens eine Woche 
vorher angekündigt. 2Bei der Bildung der Jahresfort-
gangsnote gemäß § 52 zählen sie wie mündliche Leis-
tungen. 3An dem Tag an dem die Klasse einen fachli-
chen Leistungstest schreibt, werden Schulaufgaben, 
Kurzarbeiten und Stegreifaufgaben nicht gehalten. 

(5) 1An Tagen, an denen die Klasse eine Schulauf-
gabe oder Kurzarbeit schreibt, werden Stegreifaufga-
ben nicht gegeben. 2§ 47 Abs. 4 gilt für Stegreifaufga-
ben entsprechend. 



KWMBl Nr. 5/2010 57

§ 49 

Besprechung, Aufbewahrung und Einsichtnahme

(1) Schulaufgaben, Kurzarbeiten, Deutsche Haus-
aufgaben und Schriftliche Hausarbeiten sollen von den 
Lehrkräften innerhalb zweier Wochen, Stegreifauf-
gaben, praktische Leistungsnachweise und fachliche 
Leistungstests innerhalb einer Woche korrigiert, beno-
tet, an die Schülerinnen und Schüler zurückgegeben 
und mit ihn en besprochen werden.

(2) 1Schulaufgaben, Kurzarbeiten, Deutsche 
Hausaufgaben und Schriftliche Hausarbeiten 
werden den Schülerinnen und Schülern zur Kennt-
nisnahme durch die Erziehungsberechtigten mit 
nach Hause gegeben. 2Stegreifaufgaben, prak-
tische Leistungsnachweise und fachliche Leis-
tungstests können mit nach Hause gegeben wer-
den. 3Die  Lei stungsnachweise sind innerhalb einer 
Woche unverändert an die Schule zurückzugeben; an-
dernfalls kann die Hinausgabe weiterer Leistungsnach-
weise d er Schülerin oder  des Schülers unterbleiben.

(3) S chriftliche und praktische Leistungsnachweise 
werden von der Schule für die Dauer von zwei Schul-
jahren nach Ablauf de s Schuljahres, in dem sie erbracht 
worden sind, aufbewahrt.

(4) Den Schülerinnen und Schülern und ihren Erzie-
hungsberechtigten ist Gelegenheit zu geben, nach Ab-
schluss des Aufnahmeverfahrens, der Abschlus sprüfung 
oder anderer schulischer Leistungsfeststellungen auf 
Antrag Einsicht in die Leistungsnachweise zu nehmen. 

§ 50 

Bewertung der Leistungen

(1) 1Erläuterungen einschließlich eventueller No-
tentendenzen und Schlussbemerkungen können auf 
den Arbeiten angebracht werden. 2Beim deutschen 
Aufsatz muss dies geschehen. 3Bei der Bewertung ei-
ner schriftlichen Arbeit kann die äußere Form mit be-
rücksichtigt werden. 4Bei schriftlichen Arbeiten sind 
Verstöße gegen die Sprachrichtig  keit  sowie schwerere 
Ausdrucksmängel zu kennzeichnen, im Fach Deutsch 
und in den Fremdsprachen auch zu bewerten. 

(2) 1Bedient si ch eine Schülerin oder ein Schüler 
bei der Anfertigung einer zu benotenden sch   riftli-
chen oder praktischen Arbeit unerlaubter Hilfe (Un-
terschle if), wird die Arbeit abgenommen und mit der 
Note 6 bewertet. 2Bei Versuch kann ebenso verfahren 
werden. 3Als Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht 
zugelassener Hilfsmittel. 

(3)  Nach  Beginn der Leistungserhebung kön-
nen gesundheitliche Gründe der Schülerin oder des 
Schülers, denen zufolge der Leistungsnachweis nicht 
gewertet werden soll, in der Regel nicht mehr aner-
kannt werden. 

(4) 1Wird ohne  ausreichende Entschuldigung ein 

angekündigt er Leistungsnachweis versäumt, eine 
Leistung verweigert oder eine Deutsche Hausaufgabe 
oder eine Schriftliche Hausarbeit nicht termingerecht 
abgegeben, wird die Note 6 erteilt. 2§ 72 Abs. 2 gilt 
entsprechend.

§ 51 

Nachholung von Leistungsnachweisen

(1) 1Versäumen Schülerinnen und Schüler einen 
angekündigten Leistungsnachweis mit ausreichen-
der Entschuldigung, erhalten sie einen Nachtermin. 
2Versäumen Schülerinnen und Schüler mehrere ange-
kündigte Leistungsnachweis e mit ausreichender Ent-
schuldigung, kann je Fach ein Nachtermin für mehre-
re Leistungsnachweise angesetzt werden.

(2) 1Wird auch der Na chte rmin mit ausreichen-
der Entschuldigung versäumt, kann eine Ersatzprü-
fung angesetzt werden, die sich über den gesamten 
bis dahin behandelten Unte rrichtsstoff des Schul-
jahres erstrecken kann. 2Eine Ersatzprüfung kann 
auch angesetzt werden, wenn in einem Fach wegen 
der Versäumnisse der Schülerin oder des Schülers 
keine hinreichenden Leist ungs nachweise durch 
Stegreifaufgaben und mündliche Leistungen vorlie-
gen.

(3) 1Eine Ersatzprüfung kann in einem Fach nur 
einmal im Schulhalbjahr stattfi nden. 2Der Termin der 
Ersatzprüfung ist der Schülerin oder dem Sc hüler und 
den Erziehungsberechtigten spätestens eine Woche 
vorher mitzuteilen. 3Mit dem Termin ist der Prüfungs-
stoff bekanntzugeben.

(4) 1Nimmt die Schülerin oder der Schüler an der 
Ersatzprüfung wegen Erkrankung nicht teil,  muss  die 
Erkrankung durch ärztliches Zeugnis nachgewiesen 
werden. 2Die Schule kann di e Vorlage eines schulärzt-
lichen Zeugnisses verlangen.

§ 52 

Bildung der Jahresfortgangsnote

(1) 1Bei der Bildung der Jahresfortgangsnote g e-
wichtet die Lehrkraft die einzelnen Leistungsnach-
weise  ents prechend ihrem Umfang und Schwierig-
keitsgrad. 2Die Note des Zwischenzeugnisses bleibt 
außer Betracht.

(2) 1Die Jahresfortgangsnote wird aus den Noten 
der jew eiligen Leistungsnachweise gemäß § 46 Abs. 1 
gebildet. 2Über die Gewichtung der Noten für die Leis-
tungsnachweise in de  n ei nzelnen Fächern beschließt 
die Lehrerkonferenz auf Vorschlag der Fachgruppe. 
3§ 46 Abs. 5 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.

(3) Hat eine Schülerin oder ein Schüler außerhalb 
des stundenplanmäßigen Unterrichts in Schulver-
anstaltungen besondere Leistungen erzielt, können 
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diese in der Jahresfortgangsnote im entsprechende n 
Fach angemessen berücksichtigt werden.

Abschnitt 2

Vorrücken und Wiederholen
(vgl. Art. 53 BayEUG)

§ 53 

Entscheidung über das Vorrücken

(1)  1Die Grundlage für die Entscheidung über das 
Vorrück en bilden die Leistungen in den Vorrückungs-
fächern. 2Vorrückungsfächer sind alle Pfl icht- und 
Wahlpfl ichtfächer mit Ausnahme der Fächer Sport 
und Musische Erziehung. 3Vom Vorrücken sind Schü-
lerinnen und Schüler ausgeschlossen, deren Jahres-
zeugnis 

1.  in einem Vorrückungsfach die Note 6 oder 

2. in zwei Vorrückungsfächern die Note 5 

aufweist, sofern  nicht gemäß § 54 das Vorrücken auf 
Probe gestattet od er gemäß §  55 eine Nachprüfung 
erfolgreich abgelegt wir d. 4 Eine Bemerkung gemäß 
§  60 Abs.  5 steht hinsichtlich des Vorrückens einer 
Note 6 gleich.

(2) Bei Aussiedlerschüle  rinnen und Aussiedler-
schülern und Schülerinnen und  Schülern mit nichtdeut-
scher Muttersprache sind in den ersten beiden Jahren 
des Schulbesuchs in der Bundesrepublik Deutschland 
unzureichende Leistungen im Fach Deutsch in den 
Jahrgangsstufen 7 bis 9 bei der Entscheidung über das 
Vorrücken nicht zu berücksichtigen.

(3)  1Treten Schülerinnen und Schüler später als 
zwei Monate vor Unterrichtsbeendigung aus der Schule 
a  us, stellt die Klassenkonferenz die Noten fest. 2Gleich-
zeitig entscheidet sie, ob die Schülerinnen und Schü-
ler bei weiterem Verbleib an der Schule die Erlaubnis 
zum Vorrücken erhalten hätten; die Feststellung wird 
mit Begründung in die Niederschrift aufgenommen. 
3Schülerinnen und Schüler, deren Bescheinigung nach 
§ 61 Satz 1 keine Bemerkung über  die  Erlaubnis zum 
Vorrücken enthält, können im darauf folgenden Schul-
jahr zu einer Aufnahmeprüfung für die nächst höhere 
Jahrgangsstufe nicht zugelassen  werden. 4Bei 
Wiedereintritt in die gleiche Jahrgangsstufe gelten sie als 
Wiederholungsschülerinnen und Wiederholungs-
schüler.

§ 54

Vorrücken auf Probe

(1) Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 
8 der dreistufi gen  Wirtschaftsschule und Schülerinnen 
und Schüler der Jahrgangsstufen 7 und 8 der vierstu-
fi gen Wirtschaftsschule, die wegen Note 6 in einem 
oder Note 5 in zwei Vorrückungsfächern das Ziel der 

Jahrgangsstufe erstmals nicht erreicht haben, die aber 
in keinem weit eren Vorrückungsfach schlechtere als 
ausreichende Leistungen aufweisen, können mit Ein-
verständnis ihrer Erziehungsberechtigten auf Probe 
vorrücken, w enn die Lehrerkonferenz zu der Auffas-
sung gelangt, dass die Schülerinnen und Schüler die 
Mängel in den Fächern, in denen sie keine ausrei-
chenden Leistungen erzielt haben, in absehbarer Zeit 
beheben werden.

(2) Wird einer Schülerin oder einem Schüler das 
Vorrücken auf Probe nach Abs. 1 oder nach Art. 53 
Abs. 6 Satz 2 BayEUG gestattet, wird in das Jahres-
zeugnis folgende Bemerkung aufgenommen: „Die 
Erlaubnis zum Vorrücken in die nächst höhere Jahr-
gangsstufe hat sie/er auf Probe erhalten.“

(3) 1Die Probezeit dauert im Fall des Abs. 1 bis 
zum 15. Dezember, im Fall des Art. 53 Abs. 6 Satz 2 
BayEUG bis zum Termin des Zwischenzeugnis-
ses. 2Sie kann von der Klassenkonferenz in beson-
deren Fällen um höchstens zwei Monate verlän-
gert werden. 3Die Lehrerkonferenz entscheidet, 
ob die Schülerin oder der Schüler die Probezeit 
bestanden hat oder zurückverwiesen wird. 4Zu-
rückverwiesene Schülerinnen und Schüler, denen 
das Vorrücken auf Probe nach Art. 53 Abs. 6 Satz 2 
BayEUG gestattet wurde  , ge lten nicht als Wiederho-
lungsschülerinnen und Wiederholungsschüler.

§ 55 

Nachprüfung

(1) 1Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstu-
fen 8 und  9 der drei- und vierstufi gen Wirtschafts-
schule sowie der Jahrgangsstufe 10 der zweistufi gen 
Wirtschaft sschule, die wegen Note 6 in einem oder 
Note 5 in zwei Vorrückungsfächern das Ziel der Jahr-
gangsstufe nicht erreicht haben, di e aber in keinem 
weiteren Vorrückungsfach schlechtere als ausrei-
chende Leistungen aufweisen, können vorrücken, 
wenn sie sich einer Nachprüfung erfolgreich unter-
zogen haben. 2Diese fi ndet in den letzten Tagen der 
Sommerferien  stat t.

(2) Von der Nachprüfung ausgeschlossen sind 
Schülerinnen und Schüler mit der Note 6 im Fach 
Deutsch und Schülerinnen und Schüler, die die be-
treffende Jahrgangsstufe zum zweiten Mal besuchen.

(3) Die Lehrerkonferenz entscheidet, ob Schülerin-
nen und Schüler, die von einer Realschule oder einem 
Gymnasium an die Wirtschaftsschule übergetreten 
sind und die betreffende Jahrgangsstufe bereits einmal 
besucht haben, zur Nachprüfung zugelassen werden.

(4) 1Die  Teilnahme an der Nachprüfung setzt einen 
Antrag der Erziehun gsberechtigten voraus, der spätes-
tens am dritten Werktag nach Aushändigung des Jahres-
zeugnisses bei der Schule vorliegen muss. 2Die Schülerin-
nen und Schüler können bei einem Wohnsitzwechsel die 
Nac hprüfung auch an der neuen Schule ablegen.
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(5) 1Die Schülerinnen und Schüler haben sich der 
Nachprüfung in den Vorrückungsfächern zu unterzie-
hen, in denen sie nicht mindestens die Note 4 erzielten. 
2Die Prüfung wird schriftlich oder praktisch durchge-
führt und  hat  in jedem Fach etwa den Umfang einer 
Schulaufgabe. 3Den Prüfungen liegt der Lehrstoff der 
zuletzt besuchten Jahrgangsstufe zugrunde.

(6) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter stellt 
das Besteh en und damit das Vorrücken fest, sofern in 
der Nachprüfung 

1. nach der Jahrgangsstufe 8 der drei- und vierstu-
fi gen W irts chaftsschule Noten erzielt wurden, 
mit denen Schülerinnen und Schüler unter An-
wendung der Vorrückungsbestimmungen hätten 
vorrücken dürfen,

2. nach der Jahr gangsstufe 9 der drei- und vierstu-
fi gen Wirtschaftsschule in allen Fächern mindes-
tens die Note 4 erzielt wurde,

3. na ch der Jahrgangsstufe 10 der zweistufi gen 
Wirtschaftsschule in allen Fächern mindest ens 
 die Note 4 erzielt wurde.

2Schülerinnen und Schüler, die sich der Nachprü-
fung erfolgreich unterzogen haben, erhalten im 
Jahreszeugnis einen Vermerk darüber, dass sie auf 
Grund einer bestandenen Nachprüfung in die nächst 
höhere Jahrgangsstufe vorrücken dürfen.
.

§ 56 

Überspringen einer Jahrgangsstufe

1Die Lehrerkonferenz kann besonders befähig-
ten Schülerinnen und Schülern das Überspringen ei-
ner Jahrgangsstufe gestatten, wenn zu erwarten ist, 
dass sie nach ihrer Reife und Leistungsfähigkeit den 
Anforderungen gewachsen sind. 2Die Schülerinnen 
und Schüler rücken auf Probe  vor. 3Hinsichtlich der 
Probezeit gilt § 30 entsprechend.

§ 57 

Freiwilliges Wiederholen

(1) 1Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kön-
nen Schülerinnen und Schüler freiwillig wiederholen 
oder spätestens im Anschluss an die Aushändigung des 
Zwischenzeugnisses in die vorherige Jahrgangsst  ufe 
zurücktreten; diese Schülerinnen und Schüler gelten 
nicht als Wiederholungsschülerinnen und Wiederho-
lungsschüler. 2Das freiwillige Wiederholen bedarf der 
Genehmigung der Schulleiterin oder des Schulleiters.

(2) Schülerinnen und  Schüler, die eine Jahr-
gangsstufe freiwillig wiederhole n, aber dabei das 
Ziel der Jahrgangsstufe nicht erreichen, erhalten an 
Stelle des Jahresze ugni sses eine Bestätigung über 
das freiwillige Wiederholen und die dabei gezeigten 

Leistungen mit der Bemerkung, dass das Vorrücken 
auf Grund des früheren Jahreszeugnisses gestattet 
wird.

(3) Schülerinnen und Schüler, die im abgelaufe-
nen Schuljahr infolge nachgewiesener erheblicher  
Beeinträchtigungen ohne eigenes Verschulden we-
gen Leistungsminderungen die Voraussetzungen 
zum Vorrücken nicht erfüllten (z.B. wegen Kra nk-
heit) und denen das Vorrücken auf Probe nicht ge-
stattet wurde, gelten nicht als Widerholungsschüle-
rinnen und Wiederholungsschüler.

§ 58 

Verbot des Wiederholens

(1) Ist das Wiederholen einer Jahrgangsstufe nach 
Art. 53 Abs. 3 BayEUG oder wegen Überschreitens der 
Höchstausbildungsdauer (Art. 55 Abs. 1 Nr. 6 BayEUG, 
§ 40) nicht zulässig, wird dies im Jahr eszeugnis eigens 
vermerkt.

(2) Über eine Befreiung von den Folgen des Art.              
53 Abs. 3 BayEUG entscheidet die Lehrerkonferenz 
von Amts wegen.

Abschnitt 3 

Schülerbogen, Zeugnisse

§ 59 

Schülerbogen

(1) 1Die Schule führt für alle Schülerinnen und 
Schüler einen Schülerbogen. 2In diesen werden die 
für den schulischen Bildungsweg wesentlichen Fest-
stellungen, Beobachtungen und Empfehlungen auf-
genommen.

( 2) 1Der Schülerbogen wird beim Schulwechsel an 
die aufnehmende öffentliche oder staatlich anerkann-
te Schule weitergegeben. 2Er verbleibt mindestens 20 
Jahre bei der zuletzt besuchten Schule.

(3) Die Erziehungsberechtigten könn en den Schü-
lerbogen einsehen.

§ 60 

Zwischen- und Jahreszeugnisse

(1) 1Über die erzielten Leistungen werden am 
le tzten Unterrichtstag der zweiten vollen Woche im 
Februar Zwisch enze ugnisse und am letzten Unter-
richtstag des Schuljahres Jahreszeugnisse nach de m 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster 
ausgegeben. 2Die Teilnahme am Wahlunterricht wird 
durch eine den erzielten Fortsch ritt  kennzeichnen-
de Bemerkung bestätigt; ohne ausreichenden Er-
folg besuchter Wahlunterricht wird nicht erwähnt. 
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3Abweichend da von werden im Wahlfach Mathema-
tik Noten erteilt.

(2) 1Das Zwischenzeugnis kann in den Jahrgangs-
stufen 7 und 8 für eine oder beide Jahrgangsstufen, 
nicht jedoch für einzelne Kla ssen, durch mindestens 
zwei schriftliche Informationen über das Noten-
bild der Schülerinnen und Schüler ersetzt werden. 
2Die Entscheidung trifft die Lehrerkonferenz im Ein-
vernehmen mit dem Elternbeirat vor Unterrichts-
beginn des Schuljahres. 3Unabhängig davon stellt 
die Schule Schülerinnen und Schülern in begründe-
ten Fällen, insbesondere für Bewerbungszwecke, auf 
Antrag ein Zwischenzeugnis nach Abs. 1 gegebe-
nenfalls auch nachträglich aus.

(3) 1Wenn es die Leistungen einer  Schülerin oder 
eines Schülers im ersten Schulhalbjahr fraglich er-
scheinen lassen, ob ihr oder ihm am Schluss des Schul-
jahres die Erlaubnis zum Vorrücken erteilt werden 
kann, wird die Gefährdung im Zwischenzeugnis bzw. 
in den Informationen über das Notenbild angegeben; 
besteht die Gefahr, dass die Schülerin oder der Schü-
ler die Jahrgangsstufe gemäß Art. 53 Abs. 3 BayEUG 
oder wegen Überschreitens der Höchstausbildungs-
dauer (Art. 55 Abs. 1 Nr. 6 BayEUG, § 40) nicht mehr 
wiederholen darf, wird darauf besonders hingewie-
sen. 2Ab Jahrgangsstufe 9 sind die Erziehungsberech-
tigten von der Gefährdung des Vor rück ens durch ein 
gesondertes Schreiben zu benachrichtigen.

(4) 1Bei minderjährigen Schülerinnen und Schü-
lern bestätigen die Erziehungsberechtigten durch 
Unterschrift, dass sie vom Zwischenzeugnis bzw. von 
den Informationen über das Notenbild Kenntnis ge-
nommen haben. 2Das unterschriebene Zeugnis bzw. 
die Informationen über das Notenbild sind der Klas-
senleiterin oder dem Klassenleiter vorzulegen und 
werden den Schülerinnen und Schülern spätestens 
am Schuljahresende zurückgegeben.

(5) Hat eine Schülerin oder ein Schüler in einem 
Unterrichtsfach keine hinreichenden Lei stungsnach-
weise erbracht und mit ausreichender Entschuldi-
gung weder an Nachterminen noch an einer Ersatz-
prüfung teilgenommen, wird an Stelle  einer  Note 
eine entsprechende Bemerkung mit der Folge des 
§ 53 Abs. 1 Sätze 3 und 4 aufgenommen.

(6) 1War eine Schülerin oder ein Schüler gemäß 
§ 36 Abs. 3 Satz 1 von der Teilnahme am Unterricht 
im Fach Sport befr eit, erhält sie oder er an Stelle einer 
Note eine entsprechende Bemerkung. 2Entsprechen-
des gilt für das Fach Musische Erziehung.

(7) Bei Aussiedlerschülerinnen und Aussied-
lerschülern und Schülerinnen und Schülern mit 
nichtdeutscher Muttersprache kann in den ersten 
beiden Jahren des Schulbesuchs in der Bundesrepu-
blik Deutschland die Benotung im Fach Deutsch in 
den Jahrgangsstufen 7 bis 9 durch eine allgemeine 
Bewertung der mündlichen und schriftlichen Aus-
drucks- und Verständigungsfähigkeit ersetzt oder 
erläutert werden.

(8) 1In das Jahreszeugnis is t ei ne allgemeine Be-
merkung im Sinn des Art. 52 Abs. 3 Satz 3 BayEUG 
über Anlagen, Mitarbeit und Verhalten der Schüle-
rin oder des Schülers, in das Zwischenzeugnis eine 
Bemerkung über Mitarbeit und Ve rhalten aufzuneh-
men. 2Ordnungsmaßnahmen werden nur aus b eson-
derem Anlass erwähnt. 3In den Jahrgangsstufen 9, 
10 und 11 dürfen die Zeugnisse keine Bemerkung 
enthalten, die den Übertritt in das Berufsleben er-
schwert. 4Auf Wunsch der Schülerin oder des Schülers 
sind Tätigkeiten in der Schülermitverantwortung, als 
Schülerlotse oder sonstige freiwillige Tätigkeiten für 
die Schulgemeinschaft zu vermerken.

(9) 1Die Entscheidung über das Vorrücken muss 
im Jahresz  eugni s vermerkt sein. 2In ein Jahreszeug-
nis, das den Anforderungen des § 52 der Volksschul-
ordnung entspricht, trägt die Wirtschaftsschule auf 
Antrag folgenden Vermerk ein: „Die mit diesem 
Zeugnis nachgewiesene Schulbildung schließt die 
Berechtigungen des  erfolgreichen Hauptschulab-
schlusses ein.“

(10) Die Zeugnisse w erden von der Klassenlei-
terin oder dem Klassenleiter entworfen und von der 
Klassenkonferenz festgesetzt.

§ 61 

Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs

1Verlassen Schülerinnen und Schüler während 
des Schuljahres die Schule oder werden sie entlas-
sen, erhalten sie auf Antrag für das laufende Schul-
jahr eine Bescheinigung ü ber d ie Dauer des Schul-
besuchs und die bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens 
erzielt en Leistungen. 2Wenn sie innerhalb der letz-
ten zwei Monate vor Schuljahresende ausscheiden, 
erhalten sie außerdem eine Bemerkung über die 
Aussicht auf das Erreichen des Ziels der Jahrgangs-
stufe. 

Sechster Teil

Prüfungen

Abschnitt 1

Abschlussprüfung für Schülerinnen und Schü ler 
öffentlicher und staatlich 

anerkannter Wirtschaftsschulen
(vgl. Art. 54 BayEUG)

§ 62 

Prüfungsausschuss

(1) 1Mitglieder  des Prüfungsausschusses sind 
alle Lehrkräfte, die während  des Schuljahres in den 
Abschlussklassen unterrichtet haben. 2Die oder der 
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Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann weitere 
Lehrkräfte in den Prüfungsausschuss berufen.

(2) 1Die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses hat insbesondere folgende Aufgaben und 
Befugnisse: 2Die oder der Vorsitzende 

1. setzt im Benehmen mit dem Prüfungsausschuss 
Beginn und Zeiteinteilung der mündlichen und 
praktischen Prüfung fest,

2. kann für die mündliche Prüfung aus den Mit-
gliedern des Prüfungsausschusses Unteraus-
schüsse mit mindestens zwei fachlich zustän-
digen Lehrkräften bilden. Verfügt eine Schule 
in den zu prüfenden Fächern nicht über zwei 
fachlich zustän dige  Lehrkräfte, kann eine an-
dere Lehrkraft in den Unterausschuss berufen 
werden,

3. ist berechtigt und verpfl ichtet, etwaige Beden-
ken gegen die Benotung der Prüfungsarbeiten 
dem Prüfungsausschuss vor Beginn der münd-
lichen Prüfung darzulegen und eine Entschei-
dung des Prüfungsausschusses herbeizuführen,

4. muss einen Beschluss beanstanden, den Vollzug 
aussetzen und die Entscheidung der Regierung 
herbeiführen, wenn sie oder er der Auffassung 
ist, dass der Beschluss gegen Rechts- oder Ver-
waltungsvorschriften verstößt,

5. hat das Recht, in die Prüfungsvorgänge einzu-
greifen und selbst Fragen zu stellen,

6. erledigt alle Prüfungsangelegenheiten, die 
durch die Schulordnung nicht ausdrücklich dem 
Prüfungsausschuss, dem Unterausschuss oder 
den Prüferinnen und Prüfern zugewiesen sind.

(3) 1Die Regierung kann für jede öffentliche 
oder staatlich anerkannte Schule eine Vorsitzende 
oder einen Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
bestellen. 2Diese oder dieser hat folgende zusätzli-
che Befugnisse:

1. Sie oder er kann auch Lehrkräfte anderer Schulen 
in den Prüfungsausschuss berufen.

2. Sie oder er kann die Jahresfortgangsnoten sowie 
die Bewertung der von den Schülerinnen und 
Schülern während  des  Schuljahres erbrachten 
schriftlichen und praktischen Leistungsnachweise 
sowie der schriftlichen und praktischen Prüfungs-
arbeiten überprüfen und nach Anhö rung des Prü-
fungsausschusses die Bewertung der schriftlichen 
und praktischen Prüfungsarbeiten ändern. Ände-
rungen der Bewertung werden auf der Arbeit und 
in der Niederschrift über die Abschlussprüfung 
vermerkt.

(4) 1Der Prüfungsausschuss entscheidet mit ein-
facher   Mehrheit und in Anwesenheit von mindestens 
zwei Dritteln der Mitglieder. 2Stimmenthaltung ist 

nicht zulässig. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der oder des Vorsitzenden.

(5) 1Die Unterausschüsse entscheiden in Anwe-
senheit von mindestens zwei Mitgliedern. 2Im Übri-
gen gilt Abs. 4 entsprechend.

(6) 1 Von einer Prüfungstätigkeit ist ausgeschlos-
sen, wer das Sorge rech t über die Schülerin oder 
den Schüler hat oder zu ihr oder ihm in nahen per-
sönlichen oder wirtschaftlichen Beziehungen steh t. 
2 Kommt ein derartiger Ausschluss i n Betracht, ist dies 
bis spätestens 1. November des der Abschlussprüfung 
v orau sgehenden Jahres der Regierung zu melden, die 
eine Sonderregelung treffen kann.

( 7) 1Über Aufgabenstellung, Verlauf und E rgeb nis 
der Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen. 2Für den 
Prüfungsausschuss und die Unterausschüsse bestim-
men die Vorsitzenden je ein Mitglied als Schriftführerin 
oder Schriftführer. 3Die Niedersch rift wird von der oder 
dem Vorsitzenden und der Schriftführerin oder dem 
Schriftführer unterzeichnet. 4Der Niederschrift wird 
ein Verzeichnis beigegeben, das die von allen Schüle-
rinnen und Schülern in den einzelnen Fächern in der 
schriftlichen, praktischen und mündlichen Prüfung 
und im Jahresfor tgang erzielten Noten einschließlich 
der Prüfungsnoten und Gesamtnoten enthält.

§ 63 

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten

1Vor Beginn d er schriftlichen Abschlussprüfung 
setzt die Klassenkonferenz die Jahresfortgangsnoten 
fest. 2Diese werden den Schüleri nnen und Schülern 
vor der schriftlichen Prüfung mitgeteilt. 3Schülerinnen 
und Schüler, denen bereits auf Grund der Jahresfort-
gangsnoten das Abschlusszeugnis zu versagen ist, 
können auf Antrag von der Abschlussprüfung befreit 
werden.

§ 64 

Schriftliche Prüfung

(1) 1Die schriftliche Prüfung erstreckt sich  auf den 
gesamten Lehrs  toff folgender Fächer:

1. in der drei- und vierstufi gen Wirtschaftsschule auf 
die Fächer Deutsch, Englisc h, Betriebswirtschaft 
sowie in der Wahlpfl ichtfächergruppe H auf das 
Fach Rechnungswesen  und in der Wahlpfl ichtfä-
chergruppe M auf das Fach Mathematik,

2. in der zweistufi gen Wirtschaftsschule auf die Fä-
cher Deutsch, Englisch, Betriebswirtschaft und 
Rechnungswesen.

 
2In den Fällen des § 42 Abs. 5 k                 ann  an die Stelle von 
Englisch die Ersatzfremdsprache treten.

(2) 1Die Arbeitszeit beträgt im Fach Deutsch 240 



KWMBl Nr. 5/201062

Minuten, im Fach Mathematik 180 Minuten und in 
den Fächern Englisch sowie Betriebswirtschaft je 105 
Minuten. 2Die Arbeitszeit im Fach Rechnungswesen 
beträgt im theoretischen Prüfungsteil 120 Minuten 
und im praktischen Prüfungsteil 60 Minuten.

(3) 1Das Staatsministerium stellt einheitliche Auf-
gaben. 2Bei mehreren zur Wahl gestellten  Aufgaben 
trifft die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses im Benehmen mit den fachlich zus tänd igen Lehr-
kräften des Prüfungsausschusses am Prüfungstag 
oder an dem vom Staatsministerium angegebenen 
Datum die Wahl, soweit dies nicht nach den Festle-
gunge n des Staatsministeriums den Schülerinnen und 
Schülern überlassen bleiben soll. 3Bei Parallelklassen 
können für jede Klasse verschiedene A ufga ben ge-
wählt werden. 4Gleiche Aufgaben sind zur gleich en 
Zeit zu bearbeiten.

(4) Die vom Staatsministerium zugelassenen 
Hilfsmittel werden den Schülerinnen und Schülern 
rechtzeitig mitgeteilt.

(5) 1Während der Prüfung führen mindestens zwei 
Lehrkräfte die Aufsicht. 2Die Schülerinnen und Schü-
ler dürfen den Prüfungsraum während der Prüfung 
nur mit Erlaubnis einer Aufsicht führenden Lehrkraft 
verlassen; die Erlaubnis kann jeweils nur einer Schü-
lerin oder einem Schüler erteilt werden.

§ 65 

Mündliche Prüfung

(1)  1Im Fach Englisch fi ndet  eine verpfl ichten-
de mündliche P rüfung nach Maßgabe näherer Be-
stimmungen des Staatsministeriums statt. 2Abs. 2 
bis 4 fi nden für die Prüfung im Fach Eng lisc h keine 
Anwendung. 3Wurde statt dem Fach Eng lisch eine 
Ersatzfremdsprache  genehmigt, fi ndet in der Ersatz-
fremdsprache keine verpfl ichtende mündliche Prü-
fung statt.

(2) 1Schülerinnen und Schüler können sich frei-
willig der mündlichen Prüfung unterziehen

1. in einem Fach der schriftlichen Prüfung (§ 64 Abs. 
1, außer im Fach Englisch  ), w enn sich die Noten 
der schriftlichen Prüfung und des Jahresfortgangs 
um eine Stufe unterscheiden und nach Auffas-
sung des Prüfungsau sschusses die schlechtere 
Note als Gesamtnote festzusetzen wäre,

2. in einem sonstigen Vorrückungsfach, wenn die 
Leistungen mit der Jahresfortgangsnote 5 oder 6 
bewertet worden sind.

2Hat der Prüfungsausschuss einen Aus glei ch zwischen 
den Gesamtnoten verschiedener Fächer herbeige-
führt, entfällt in diesen Fächern die Möglichkeit einer 
freiwilligen mündlichen Prüfung.

(3) Schülerinnen und Schüler haben sich - ausge-

nommen im Fach Englisch - der mündlichen Prüfung 
zu unterziehen, wenn nach den besonderen Umstän-
den des Falles der Leistungsstand nach dem Urteil des 
Prüfungsausschusses durch die Jahresfortgangsnoten 
und die Noten der schriftlichen Prüfung nicht geklärt 
erscheint, es sei denn, der Prüfungsausschuss fü hrt 
bereits von sich aus einen Ausgleich zwischen den 
Gesamtnoten herbei.

(4) 1Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob die Vo-
raussetzungen für die Teilnahme an der mündlichen 
Prüfung vorliegen. 2S teht fest, dass das Abschluss-
zeugnis zu versagen ist, kann von mündlichen Prü-
fungen abgesehen werden.

(5) Der Zeitplan für die mündliche Prüfung soll 
den Schülerinnen und Schülern spätestens zwei Tage 
vor der Prüfung bekanntgegeben werden.

(6) 1Die mündliche Prüfung ist - ausgenommen im 
Fach Englisch - eine Einzelprüfung; diese erstreckt 
sich auf den gesamten Lehrstoff des Fachs unter be-
sonderer Berücksichtigung der Jahrgangsstuf e 10  
der drei- und vierstufi gen Wirtschaftsschule oder der 
Jahrgangsstufe 11 der zweistufi gen Wirtschaftsschu-
le. 2Im Fach  Englisch fi ndet die mündliche Prüfung 
als Gruppenprüfung mit höchstens drei Prüfungsteil-
nehmerinnen oder Pr üfungsteilnehmern statt; diese 
erstreckt sich auf den gesamten Lehrstoff des Fachs. 
3Die mündliche Prüfung wird im Fach Englisch von 
mindestens zw ei L ehrkräften mit der Lehramtsbefä-
higung für Englisch abgenommen; in den übrigen Fä-
chern wird die mündliche Prüfung in der Regel von 
der Lehrkraft abgenommen, die in der Abschluss-
klasse den Unterricht erteilt hat. 4Die mündliche Prü-
fung dauert im Fach Englisch bei drei Prüfungsteil-
nehmerinnen oder Prüfungste ilnehmern mindestens 
20 Minuten, bei zwei Prüfungsteilnehmerinnen oder 
Prüfungs teilnehmern mindestens 15 Minuten; in den 
übrigen Fächern dauert sie je Fach mindestens 10 Mi-
nuten. 5Die übrigen Mitglieder des  Prüfungsausschus-
ses oder Unterausschusses sind berechtigt, Fragen zu 
stellen. 6Das Fach Textverarbeitung kann nicht Ge-
genstand der mündlichen Prüfung sein.

§ 66 

Praktische Prüfung

(1) 1Die praktische Prüfung in Textverarbeitung 
und in Rechnungswesen wird im letzten Drittel des 
Sch uljahres durchgeführt. 2Wird der Unterricht in 
Textverarbeitung im ersten Halbjahr zusammenge-
fasst, wird die Prüfung zu Beginn des zweiten Halb-
jahres durchgeführt.

(2) § 64 Abs. 5 gilt entsprechend.

(3) 1Im Fach Rechnungswesen bildet die prak-
tische Prüfung einen Teil der schriftl ichen Prüfung 
nach § 64; für den theoretischen und den praktischen 
Prüfungsteil wird jeweils eine Teilnote g ebildet. 2Bei 
Bildung der Note der schriftlichen Prüfung zählt die 
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Note des theoretischen Prüfungsteils zweifac  h un d 
die Note des praktischen Prüfungsteils einfach.

§ 67 

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) 1Die schriftlichen und pra ktischen Prüfungsar-
beiten werden je von zwei Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses bewertet, die die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses  bestimmt. 2Kommt eine Ei-
nigung nicht z usta nde, wird die Note von der oder 
dem Vorsitzenden oder von einer Prüferin oder einem 
Prüfer festgesetzt; diese Prüferin oder dieser Prüfer 
wird von der oder dem Vorsitzenden bestimmt. 3Die 
Bewertungen  sind zu unterzeichnen; im Fach Deutsch 
sowie bei Abweichungen sind sie kurz zu begründen. 
4Im Übrigen gelten § 50 Abs. 1 Sätze 3 und 4 entspre-
chend.

(2) Die Leistungen in der mündlichen Prüfung be-
wertet d er z uständige Ausschuss.

(3) Die Ergebnisse der schriftlichen, praktischen 
und mündlichen Prüfung werden den Schülerinnen 
und Schülern bekanntgegeben.

§ 68 

Festsetzung des Prüfungserg ebnisses

(1) 1Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen 
setzt der Prüfungsausschuss die Gesamtnoten fest. 

(2) 1Bei der Bildung der Prüfungsnote zählt die 
Note der schriftlichen Prüfung zweifach, die Note 
der mündlichen  Prüfung einfach. 2Bei der Bildung 
der Prüfungsnote im Fach Englisch zählt abweichend 
von Satz 1 die Note de r schriftlichen Prüfung dreifach 
und die Note der mündlichen Prüf ung einfach. 3Die 
Bildung der Prüfungsnote in Textverarbeitung richtet 
sich nach den  Bestimmungen des Staatsministeriums 
für die Prüfung in Textverarbeitung an den bayeri-
schen Wirtschaftsschulen. 

(3) 1Die Gesamtnote wird in Prüfungsfächern aus 
der Jahresfortga ngsn ote und der Prüfungsnote ermit-
telt. 2Die Jahresfortgangsnote und die Prüfungsnote 
sind gleichwertig. 3Bei eine m Durchschnitt von n, 5 
gibt jedoch die Prüfungsnote den Ausschlag, es sei 
denn, die Jahresfortgangsnote entspricht nach  dem 
Urteil des Prüfungsausschusses der Gesamtleistung 
der Schülerin oder des Schülers in dem betreffenden 
Fach mehr als die Prüfungsnote. 4Beruht die Prüfungs-
note allein auf  einer mündlichen Prüfung, gibt in der 
Regel die Jahresfortgangsnote den Ausschlag. 5In Fä-
chern, die nicht Gegenstand der Abschlussprüfung 
sind, gilt die Jahresfortgangsnote als Gesamtnote.

 (4) 1Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der 
Prüfungsausschuss über das Bestehen der Abschluss-
prüfung.  2Sie ist nicht bestanden bei

1. Gesamtnote 6 in einem Vorrückung sfach, sofern 
nicht Notenausgleich nach § 69 gewährt wird,

2. Gesamtnote 5 in zwei Vorrückungsfächern, sofern 
nicht Notenausgleich nach § 69 gewährt wird,

3. Gesamtnote 6 im Fach Deutsch.

(5) 1Scheidet eine Schülerin oder ein Schüler spä-
ter als zwei Monate vor Beginn de r schriftlichen Prü-
fung aus der Schule aus, gilt die Abschlussprüfung als 
abgelegt und nicht bestanden. 2Bei einem Wiedere in-
tritt in die Jahrgangsstufe 10 der drei- und vierstufi -
gen Wirtschaftsschule oder in die Jahrgangsstufe 11 
d er z weistufi gen Wirtschaftsschule gilt die Schülerin 
oder der Schüler als Wiederholungsschülerin oder 
Wieder holungsschüler.

§ 69 

Notenausgleich

(1) 1Schülerinnen und Schülern mit Gesamtnote 6 
in einem Vorrückungsfach oder Gesamtnote 5 in zwei 
Vorrückungsfächern wird bei

1. Gesamtnote 1 in einem Vorrückungsfach oder

2. Gesamtnote 2 in zwei Vorrückungsfächern oder

3 . mi ndestens Gesamtnote 3 in vier Vorrückungsfä-
chern

Notenausgleich gewährt. 2Notenausgleich ist aus-
geschlossen bei Gesamtnote 6 im Fach Deutsch sowie 
bei Schülerinnen und Schülern, die nebe n der Ge-
samtnote 6 in einem Vorrückungsfach oder Gesamt-
note 5 in zwei Vorrückungsfächern in einem weiteren 
Vorrückungsfach Gesamtnote 5 oder 6 erhalten ha-
ben.

(2) Konnte wegen Unterrichtsausfalls in einem 
Vorrückungsfach eine Gesamtnote nicht festgesetzt 
werden, entscheidet der Prüfu  ngsausschuss, ob die-
ses Fach unter Berücksichtigung der letzten Jahres-
fortgangsnote zum Notenausgleich herangezogen 
werden kann.

§ 70 

Abschlusszeugnis

(1) 1Der Wirtschaftsschulabschluss wird durch ein 
Zeugnis nach dem vom Staatsministerium herausge-
gebenen Muster nachgewiesen. 2§ 60 Abs. 1 Sätze 2 
und 3, Ab s. 6 sowie Abs. 8 Satz 4 über das Jahreszeug-
nis gelten entsprechend.

(2) 1Das Abschlusszeugnis soll eine allgemeine 
Beurteilung der Schülerin oder des Schülers enthal-
ten, die von der Klassenkonferenz vorgeschlagen 
wird. 2§ 60 Abs. 8 Satz 3 gilt entsprechend.
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(3) 1Auf Antrag w ird in das Abschlusszeugnis die 
Note eines Fachs, das vor der letzten Jahrgangsstufe 
abgeschlossen wurde, mit folgender Fußnote über-
nommen: „Die Note wurde aus dem Jahreszeugnis 
der Jahrgangsstufe ... übernommen.“ 2Die aus frü-
heren Jahrgangsstufen übernomme nen Noten blei-
ben bei der En tsch eidung über das Bestehen der Ab-
schlussprüfung außer Betracht.

(4) Schülerinnen und Schüler, die sich der Ab-
schlussprüfung  ohne Erfolg unterzogen haben, erhal-
ten ein Jahreszeugnis, das die Leistungen im Schuljahr 
ohne Einbezieh ung der Leistungen der Abschlussprü-
fung und folgende Bemerkung enthält: „Die Schüle-
rin/Der Schüler hat sich der Abschlussprüfung ohne 
Erfolg unterzogen.“

(5) Über die Zeugnisse nach Abs. 1 und 4  be-
s chließt der Prüfungsausschuss.

§ 71 

Wiederholung der Abschlussprüfung

(1) 1Die Abschlussprüfung darf zur Notenverbes-
serung einmal wiederholt werden. 2Will die Schülerin 
oder der Schüler zu diesem Zweck die letzte Jahr-
gangsstuf e wiederholen, darf dies grundsätzlich nur 
im unmittelbar folgenden Schuljahr geschehen und 
bedarf dies der Genehmigung der Schulleiterin oder 
 des Schulleiters. 

(2) Die Genehmigung nach Art. 54 Abs. 5 Satz 2 
BayEUG erteilt die Regierung.

(3) 1Freiwillige Wiederholerinnen und Wiederholer 
der Abschlussprüfung, die die letzte Jahrgangsstufe 
nicht noch einmal besuchen, sind keine anderen Be-
werberinnen und Bewerber gemäß §§ 75 ff. 2Bei der 
Festsetzung des Prüfungserge bnisses gilt § 68 entspre-
chend; zur Bildung der Gesamtnote wird die Jahres-
fort gangsnote der im Vorjahr besuchten Jahrgangsst u-
fe herangezogen.

§ 72 

Verhinderung an der Teilnahme

(1) Erkrankungen, die die Teilnahme einer Schü-
lerin oder eines Schülers an der Abschlussprüfung 
verhindern, sind unverzüglich durch ärztliches Zeug-
nis nachzuweisen; die Schule kann die Vorlage eines 
schulärztlichen Zeugnisses verlangen.

(2) Hat sich eine Schülerin oder ein Schüler der 
Prüfung oder einem Prüfungsteil unterzogen, können 
nachträglich gesundheitliche Gründe, denen zufolge 
die Prüfungsleistung nicht gewertet werden soll, nicht 
anerkannt werden.

(3) Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler eine 
schriftliche, mündliche oder praktische Prüfung, wird 

die Note 6 erteilt, es sei denn, sie oder er hat das Ver-
säumnis nicht zu vertreten.

§ 73 

Nachholung der Abschlussprüfung

(1) 1Schülerinnen und Schüler, die  an der Ab-
schlussprüfung in allen oder e inzelnen Fächern aus 
von ihnen nicht zu vertretenden Gründen nicht teilneh-
men konnten, können die Abschlussprüfung oder die 
nicht abgelegten Teile der Prüfung mit Genehmigung 
der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
einem späteren Z eitpunkt - spätestens ein halbes Jahr 
nach Abschluss des letzten Prüfungsteiles - nachho-
len. 2Den Zeitpunkt für die Nachholung bestimmt die 
Regierung. 3Diese kann eine Schule ihres Aufsichtsbe-
zirks mit der Abnahme der Prüfung beauftr agen.

(2) 1Die Aufgaben der schriftlichen Prüfung stellt 
die Regierung. 2Die Regierungen können hierbei zu-
sammenwirken.

§ 74 

Unterschleif

(1) 1Bedient sich eine Schülerin oder ein Schüler 
u nerlaubter Hilfe oder macht sie oder er den  Vers uch 
dazu (Unterschleif), wird die Arbeit abgenommen und 
die Note 6 erteilt. 2Als Versuch gilt auch die Bereithaltung 
nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Prü-
fung. 3Ebenso kann verfahren werden, wenn die Hand-
lungen zu fremdem Vorteil unternommen werden.

(2) In schweren Fällen wird die Schülerin oder der 
Schüler von der Prüfung ausgeschlossen; diese gilt als 
nicht bestanden.

(3) 1Wird ein Tatbestand nach A bs. 1 erst nach 
Abschluss der Prüfung bekannt, ist die betr effende 
Prüfungsleistung nachträglich mit Note 6 zu bewer-
ten und das Gesamtprüfungsergebni s en tsprechend 
zu berichtigen. 2In schweren Fällen ist die Prüfung 
 als nicht bestanden zu erklären. 3Ein unrichtiges  Prü-
fungszeugnis ist ein zuzi ehen.

(4) Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss.

Abschnitt 2 

Abschlussprüfung für andere Bewerberinnen und 
Bewerber

§ 75 

Allgemeines

(1) Bewerberinnen und B ewerber, die an der von 
ihnen besuchten Schule den Wirtschaftsschulab-
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schluss oder einen anderen mi ttleren Schulabschluss 
gemäß Art. 25 Abs. 1 Satz 2 BayEUG nicht erlangen 
können oder die ke iner Schule angehören, können als 
andere Bewerberinnen und Bewerber zur Abschluss-
prüfung an einer öffentlichen Wirtschaftsschule  zug e-
lassen werden.

(2) Die Bewerberinnen und Bewerber dürfen im 
Fach Englisch unmittelbar vor der schriftlichen Prü-
fung einige Unterrichtsstunden in einer Abschluss-
klasse besuchen.

(3) Es gelten die Bestimmungen  der §§ 62 bis 74, 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

§ 76  

Zulassung

(1) Die Zulassung ist bis spätestens 1.  März bei 
der öffentlichen Wirtschaftsschule zu bean  tragen, an 
der die Prüfung abgelegt werden soll.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. der Geburt sschein oder die Geburtsurkunde in 
beglaubigter Abschrift,

2. ein Lebenslauf, der die Daten des Schulbesuchs 
lückenlos enthalten muss,

3. das letzte Jahreszeugnis und gegebenenfalls eine 
Bescheinigung über den Schulbesuch der zuletzt 
besuchten Schule,

4. eine Erklärung, ob und gegebenenfalls wann 
und mit welchem Ergebnis die Bewerberin oder 
der Bewerber schon einma l die Prüfung zu einem 
mittleren Schulabschluss abgelegt und/oder ob 
sich die Bewerberin oder der Bewerber zur glei-
chen oder einer entsprechenden Prüfung bereits 
an  einer anderen Stelle gemeldet hat,

5. eine verbindliche Erklärung über die Wahlpfl icht-
fächergruppe u nd die gemäß § 78 Ab s. 1 Nrn. 3 
und 4 gewählten Prüfungsfächer,

6. eine Erklärung, aus der hervorgeht, wie sich die 
Bewerberin oder der Bewerber in den einzelnen 
Fä chern vorbereitet und welche Lehrbücher sie 
oder er dabei benutzt hat.

(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Be-
werberin oder der Bewerber

1. die Prüfung früher ablegen würde, als dies bei 
ordnungsgemäßem Wirtschaftsschulbesuch mög-
lich wäre,

2. die Prüfung zu einem mittleren Schulabschluss 
bereits wiederholt hat (hierzu zählen auch Wie-

derholungsprüfungen in anderen Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland) oder

3. an einer anderen Stelle zu einer entsprechenden 
Prüfung zugelassen wurde, diese Prüfung aber 
noch nicht abgeschlossen ist.

(4) Die Zulassung kann versagt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber

1. die Zulassung nicht fristgemäß beantragt oder

2. nicht die notwendigen Unterlagen oder Erklärun-
gen vorlegt.

(5) 1Über die Zulassung entscheidet die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses schriftlich. 2Die 
Regierung kann die Bewerberin oder den Bewerber 
einer anderen öffentlichen Wirtschaftsschule zuw ei-
sen, wenn die Zahl anderer Bewerberinnen und Be-
werber die Schule unzumutbar belasten würde.

(6) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim 
Antritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während 
der Prüfung ihren amtlichen Lichtbildausweis vorzu-
zeigen.

§ 77 

Schriftliche und praktische Prüfung

(1) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf die 
Fächer gemäß § 64 Abs. 1, die praktische Prüfung auf 
die Fächer gemäß § 66 Abs. 1. 

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber können in 
den Fächern  der schriftlichen Prüfung mit Ausnah-
me des Fachs Englisch zusätzlich in die mündliche 
Prüfung verwiesen werden oder sich freiwillig einer 
mündlichen Prüfung unterziehen. 2Der Antrag zu ei-
ner frei will igen mündlichen Prüfung ist spätestens am 
Tag nach Bekanntgabe des Ergebnisse s de r schriftli-
chen  Prüfung einzureichen. 

§ 78 

Mündliche Prüfung

(1) 1Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf 

1. das Fach Englisch,

2. das Fach Volkswirtschaft,

3. ein Wahlpfl ichtfach bzw. ein weiteres Pfl ichtfach 
und 

4. ein weiteres Vorrückungsfach der letzten Jahr-
gangsstufe.

2In höchstens zwei Fächern, in denen gemäß Satz  1 
Nrn. 2 bis 4 eine mündliche Prüfung abgelegt wurde, 
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fi ndet auf Antrag der Prüfungsteilnehmerin oder des 
Prüfungsteilnehmers eine schriftliche Prüfung im Um-
fang einer Schulaufgabe statt.

(2) 1Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf den 
Stoff der letzten Ja hrgangsstufe und dauert je Fach  
min destens 15 Minuten. 2Bei der mündlichen Prüfung 
soll, unbeschadet der notwendigen Behandlung ande-
rer Stoffgebiete, auch auf Lehrplanthemen der letzten 
Jahrgangsstufe eingegangen werden, mit denen sich 
die Bewerberin oder der Bewerber besonders gründ-
lich beschäftigt hat. 3Mindestens die Hälfte der Prü-
fungszeit muss den anderen Stoffgebieten des Lehr-
plans vorbehalten bleiben.

(3) Abweichend von Abs. 2 gelten für die mündli-
che Prüfung im Fach Englisch § 65 Abs. 6 Sätze 2 und 
3 Halbsatz 1, Satz 4 Halbsatz 1 entsprechend.

§ 79 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Die Zeugnisnoten erg eben sich ausschließlich 
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen. 2Wird 
in einem Fach schriftlich und mündlich geprüft, zählt 
die Note der schriftlichen Prüfung zweifach, die Note 
der praktischen Prüfung und der mündlichen Prü-
fung jeweils einfach. 3D ie Bildung der Prüfungsnote 
in Textverarbeitung richtet sich nach den Bestimmun-
gen des Staatsministeriums für  die Prüfung in Text-
verarbeitung an den bayerischen Wirtschaftsschulen. 
4In den Fällen der § 77 Abs. 2 Satz 1, § 78 Abs. 1 Satz 
2 ergibt sich die Zeugnisnote aus den gleichgewichte-
ten Noten der mündli  chen  und schriftlichen Prüfung; 
im Zweifel überwiegt die schriftliche Prüfung.

(2) 1Bewerberinnen  und Bewerber, welche die 
Abschlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten 
auf Wunsch eine Bescheinigung hierüber. 2Auf An-
trag entscheidet der Prüfungsausschuss darüber, ob 
und gegebenenfal ls für welche Jahrgangsstufe die 
nichtbestandene Abschlussprüfung als bestandene 
Aufnahmeprüfung in eine Wirtschaftsschule gewertet 
werden kann.

(3) 1Tritt eine Bewerberin oder ein Bewe rber vor 
der Prüfung im fünften Fach zurück, gilt die Prüfung 
als nicht abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach diesem 
Zeitpunkt gilt die Prüfung als abgelegt und nicht be-
standen, es sei denn, der Rücktritt erfolgt aus Gr ün-
de n, die die Bewerberin oder der Bewerber nicht zu 
vertreten hat.

(4) Wurde die Zulassung zur Abschlussprüfung 
durch Täuschung erlan gt, ist nach § 74 zu verfahren.

§ 80 

Zusätzliche Regelungen 
für Schülerinnen und Schüler 

staatlich genehmigter Ersatzschulen

(1) Anträge mehrerer Bewerberinnen und Bewer-
ber, die gemeinsam an einer staatlich genehmigten 
E rsat zschule unterrichtet werden, sollen von dieser 
Schule bei der prüfenden öffentlichen Schule gesam-
melt eingereicht werden.
 

(2) Die Abschlussprüfung ist in den Räumen der 
staatlich genehmigten Ersatzschule abzunehmen, 
wenn diese dafür geeignet sind und die Belange der 
prüfenden Schule es zulassen.

(3) Bei der Auswahl der zentral  gestellten Prü-
fungsaufgaben wirken Lehrkräfte der staatlich ge-
nehmigten Ersatzschule mit.

(4) 1In den Prüfungsausschuss soll für jedes Prü-
fungsfach eine Lehrkraft der staatlich genehmigten 
Ersatzschule a l s Mitglied, nicht aber als Vorsitzende 
oder Vorsitzender berufen werden, soweit sie eine für 
Wirtschaftsschulen geeignete Lehramtsbefähigung 
besitzt oder für sie die erforderliche Unterrichtsge-
nehmigung nach dem Bayerischen G esetz über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen endgültig erteilt 
worden ist. 2Sie soll, soweit Schülerinnen und Schüler 
der Ersatzschule betroffen sind, bei der Korrektur und 
Bewe rtung der Prüfungsarbeiten und bei den mündli-
chen Prüfungen nach Anweisung der oder des Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses  mitw irken.

(5) Entscheidungen nach Abs. 2 und 4 trifft die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses.

Abschnitt 3 

Ergänzungsprüfungen

§ 81 

Ergänzungsprüfungen

(1) 1Ergänzungsprüfungen in den Fächern Rech-
nungswesen oder Mathematik können von Schülerinnen 
und Schülern der Abschlussklassen oder von anderen 
Bewerberinnen und Bewerbern gleichzeitig mit der Ab-
schlussprüfung oder auch nachträglich abgelegt werden, 
wen n sie für den in Aussicht genommenen Berufsweg 
oder Bildungsgang erforderlich sind. 2Die Prüfungen wer-
den im Rahmen der Abschlussprüfung durchgeführt.

(2) 1Die Zulassung ist bis spätestens 1. März zu 
beantragen. 2Eine Erklärung, aus der hervorg eht, wie 
sich die Bewerberin oder der Bewerber vorbereitet 
hat und gegebenenfalls eine beglaubig  te Abschrift 
des Abschlusszeugnisses sind beizufügen. 3Über die 
Zulas sung  entscheidet die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses.
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(3) 1Die Ergänzungsprüfungen werden schriftlich 
vor einem Prüfungsausschuss abgelegt, der aus der 
oder dem Vorsitzenden und je zwei Berichterstatten-
den für jedes Prüfungsfach besteht. 2Die Bewerberin-
nen und Bewerber können zusätzlich in die münd-
liche Prüfung verwiesen werden oder  sich freiwillig 
einer mündlichen Prüfung unterziehen. 3Im Übrigen 
gelt en d ie Bestimmungen der §§ 75 bis 80.

(4) Die Ergänzungsprüfun g ist bestanden, wenn 
mindestens die Gesamtnote 4 erzielt wurde.

(5) Über die erfolgreiche Teilnahme an der Ergän-
zungsprüfung wird ein Zeugnis nach dem vom Staats-
ministerium herausgeg ebenen Muster ausgestellt.

Siebter Teil

Schlussvorschriften

§ 82

Inkrafttreten,  Auße rkrafttreten

(1) 1Diese Verordnung tritt am 1. August 2010 in 
Kraft. ²Abweichend von Satz 1 treten die §§ 26 und 27 
bereits am 1. Februar 2010 in Kraft.

(2) 1Mit Ablauf des 31.Juli 20 09 tritt die Schul-
ordnung für die Wirtschaftsschulen in Bayern (Wirt-
schaftsschulordnung – WSO) vom 25. August 1983 
(GVBl S. 971, BayRS 2236-5-1-UK), zuletzt  geändert 
durch Verordnung vom 18. April 2005 (GVBl S. 132),  
mit Ausnahme der §§ 3, 4, 6, 7, 8, 9 und 10 außer Kraft. 
2Die §§ 3, 4, 6, 7, 8, 9 und 10 tr eten bereits mit Ablauf 
des 31. Januar 2010 außer Kraft.

München, den 30. Dezember 2009

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kult   us

Dr. Ludwig          S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Spaen le
Staatsminister
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  Anlage 1 

Stundentafel für vierstufi ge Wirtschaftsschule

Wahlpfl ichtfächergruppe H M

Jahrgangsstufe 7 8 9 10 8 9 10

1. Pfl ichtfächer

Religionslehre 2 2 2 2 2 2 2

Deutsch 4 4 4 4 4 4 4

Englisch 5 5 3 3 5 3 3

Geschichte 2 2 1 1 2 1 1

Sozialkunde - - 1 1 - 1 1

Erdkunde 2 1 1 - 2 - -

Biologie 2 - - - - - -

Physik - - - - - 1 1

Mathematik 5 - - - 3 4 4

Musische Erziehung 2 1 1 - 1 1 -

Sport 2 + 2 2 + 2 2 + 2 2 + 2 2 + 2 2 + 2 2 + 2

Textverarbeitung 4 2 2 4 2 1 1

Datenverarbeitung - 2 2 - 1 1 -

Betriebswirtschaft - 3 3 3 3 3 3

Volkswirtschaft - - - 2 - - 2

Rechnungswesen - 3 4 4 3 2 2

Wirtschaftsmathematik - 3 - - - - -

Projektarbeit - - 1 1 - 1 1

2. Wahlpfl ichtfächer1)

Übungsfi rmenarbeit - - 3 3 - 3 3

Bürokommunikation mit Kurz-
schrift

- - 3 3 - 3 3

Französisch2) - - 3 3 - 3 3

Chemie/Physik (Übungen) - - - - - 3 3

Mathematik - - 3 3 - - -

Gesamt 30 + 2 30 + 2 30 + 2 30 + 2 30 + 2 30 + 2 30 + 2

1) Es ist ein Wahlpfl ichtfach zu belegen.
2) Auf Antrag können auch andere Sprachen genehmigt werden. 
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Anlage 2

Stundentafel für dreistufi ge Wirtschaftsschulen

Jahrgangsstufe 8 9 10

1. Pfl ichtfächer

Religionslehre 2 2 2

Deutsch 4 4 4

Englisch 5 3 3

Geschichte 2 1 1

Sozialkunde - 1 1

Erdkunde 1 1 -

Musische Erziehung 1 1 -

Sport 2 + 2 2 + 2 2 + 2

Textverarbeitung 2 2 4

Datenverarbeitung 2 2 -

Betriebswirtschaft 3 3 3

Volkswirtschaft - - 2

Rechnungswesen 3 4 4

Wirtschaftsmathematik 3 - -

Projektarbeit - 1 1

2. Wahlpfl ichtfächer3)

Übungsfi rmenarbeit - 3 3

Bürokommunikation mit Kurzschrift - 3 3

Französisch4) - 3 3

Mathematik - 3 3

Gesamt 30 + 2 30 + 2 30 + 2

3) Es ist ein Wahlpfl ichtfach zu belegen.
4) Auf Antrag können auch andere Sprachen genehmigt werden.
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Anlage 3

Stundentafel für zweistufi ge Wirtschaftsschulen

Jahrgangsstufe 10 11

1. Pfl ichtfächer

Religionslehre 2 1

Deutsch 4 4

Englisch 5 4

Sozialkunde 1 1

Sport 2 1

Textverarbeitung 2 4

Datenverarbeitung 2 -

Betriebswirtschaft 4 5

Volkswirtschaft - 2

Rechnungswesen 5 6

Projektarbeit - 1

2. Wahlpfl ichtfächer5)

Übungsfi rmenarbeit 3 3

Bürokommunikation mit Kurzschrift 3 3

Französisch6) 3 3

Mathematik 3 3

Gesamt: 30 32

5) Es ist ein Wahlpfl ichtfach zu belegen.
6) Auf Antrag können auch andere Sprachen genehmigt werden.
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2230.1.1.1.2.0-UK

Internationaler Schüleraustausch

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 26. Januar 2010 Az.: I.6-5 S 4324-6.125 135 

Präambel

Der internationale Schüleraustausch dient der persön-
lichen Begegnung deutscher Schülerinnen und Schüler mit 
Schülerinnen und Schülern anderer Nationalität, dem Ken-
nenlernen anderer Kulturen und Gesellschaftsordnungen 
sowie der Förderung des interkulturellen Verständnisses 
und des Denkens in internationalen Zusammenhängen. Er 
trägt damit zur Völkerverständigung bei und stellt zugleich 
eine wertvolle Ergänzung des Unterrichts – insbesondere 
des Unterrichts in den lebenden Fremdsprachen – dar. Der 
internationale Schüleraustausch fördert die Bereitschaft, 
im europäischen und internationalen Kontext zu lernen 
und sich die in einer globalisierten Welt nötige Flexibilität, 
Mobilität sowie kommunikative, interkulturelle und soziale 
Kompetenz anzueignen. Durch die vielfältigen Möglich-
keiten der Gestaltung und Einbindung in den schulischen 
Alltag in allen Unterrichtsfächern bietet er eine Chance zur 
schulischen Profi lbildung.

1. Geltungsbereich

Diese Bekanntmachung gilt für die staatlichen 
Schulen. Den nichtstaatlichen Schulen wird emp-
fohlen, ebenfalls nach dieser Bekanntmachung zu 
verfahren.

2. Defi nition und Formen des internationalen 
 Schüleraustauschs; Abgrenzung von verwandten 
Veranstaltungen

Maßnahmen des internationalen Schüleraustauschs 
sind gegenseitige länderübergreifende Besuche von 
Klassen, anderen Schülergruppen oder einzelnen 
Schülerinnen und Schülern, bei denen die Teilneh-
menden das Schulwesen und die Gesellschaft des 
Partnerlandes kennenlernen und während des Aus-
landsbesuchs in der Regel im familiären Umfeld des 
Austauschpartners leben.

Es werden zwei Formen des internationalen Schü-
leraustauschs unterschieden:

2.1 Klassenaustausch oder Austausch von Schüler-
gruppen

Dieser Austausch fi ndet in der Regel auf Grund eines 
Partnerschaftsverhältnisses zwischen einer baye-
rischen und einer ausländischen Schule oder im 
Rahmen von Städte- oder Regionalpartnerschaften 
statt. Schulpartnerschaften müssen nicht formell 
festgelegt, sollten jedoch auf Kontinuität und Gegen-
seitigkeit angelegt sein. Nach dem Grundsatz der 
Gegenseitigkeit wird der Besuch einer bayerischen 
Klasse oder Schülergruppe durch den Gegenbesuch 
einer ausländischen Klasse oder Schülergruppe er-

widert. Dieser Austausch ist eine Schulveranstal-
tung; Organisation und Betreuung obliegen der 
Schule.

2.2 Einzelaustausch (individueller Schulbesuch im Aus-
land)

Einzelne Schülerinnen und Schüler besuchen für 
mehrere Wochen oder Monate regelmäßig eine 
Schule im Gastland; dabei sind sie in der Regel in 
Familien untergebracht. Nach dem Grundsatz der 
Gegenseitigkeit wird nach Möglichkeit eine aus-
ländische Schülerin oder ein ausländischer Schüler 
als Gast in die deutsche Familie aufgenommen. Der 
Einzelaustausch ist keine Schulveranstaltung.

2.3 Abgrenzung von verwandten Veranstaltungen

Maßnahmen des internationalen Schüleraustauschs 
sind zu unterscheiden von Schülerfahrten ins Aus-
land, die von dieser Bekanntmachung nicht betroffen 
sind. Für letztere gelten die allgemeinen Durchfüh-
rungshinweise zu Schülerfahrten.

Wenn bei einem Klassenaustausch oder Austausch 
von Schülergruppen nicht alle in dieser Bekannt-
machung festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind, 
handelt es sich um ein privates Vorhaben außerhalb 
schulischer Verantwortung.

3. Klassenaustausch und Austausch von Schüler-
gruppen

3.1 Voraussetzungen

Die Schülerinnen und Schüler sollen in der Regel 
mindestens der Jahrgangsstufe 6 angehören und 
die Sprache des Gastlandes oder eine von den aus-
ländischen Partnern erlernte Fremdsprache (Dritt-
sprache) hinreichend beherrschen. In pädagogisch 
begründeten Ausnahmefällen können Schüler ab der 
Jahrgangsstufe 4 teilnehmen. In diesen Fällen ist 
seitens der Schule besonders auf eine ausreichende 
Vorbereitung der Kinder und rechtzeitige Einbezie-
hung der Erziehungsberechtigten sowie auf eine al-
tersgerechte und pädagogische Betreuung während 
des Austauschs zu achten.

In den Jahrgangsstufen 11 und 12 des Gymnasiums 
sowie in den Abschlussklassen der übrigen Schular-
ten fi ndet ein Austausch von Klassen oder Schüler-
gruppen nur in begründeten Ausnahmefällen statt. 
In der Jahrgangsstufe 11 der Fachoberschule darf 
die fachpraktische Ausbildung durch den Austausch 
nicht verkürzt werden.

3.2 Dauer des Austauschs

Eine Klasse bzw. eine Gruppe von Schülerinnen 
und Schülern mehrerer Klassen derselben Jahr-
gangsstufe kann während der Unterrichtszeit einen 
Austausch von bis zu zwei Wochen durchführen. Bei 
einem Austausch mit Schulen außerhalb Europas ist 
während der Unterrichtszeit ein Aufenthalt von bis 
zu drei Wochen möglich.

II. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien für 
Unterricht und Kultus und Wissenschaft, Forschung und Kunst
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Klassenstufen- und jahrgangsstufenübergreifende 
Austauschmaßnahmen sind während der Unter-
richtszeit im selben zeitlichen Umfang möglich, 
 sofern die Durchführung des regulären Unterrichts-
betriebs an der bayerischen Schule gewährleistet 
ist.

Der Austausch kann unter Einbeziehung der 
 Ferienzeit über den festgelegten Zeitraum hinaus 
verlängert werden, sofern die Bedingungen unter 
Nr. 3.3 erfüllt werden.

3.3 Einverständniserklärungen; Freiwillige Teilnah-
me an den Austauschmaßnahmen; Besonderheit 
bei Teilnahme von Schülerinnen und Schülern, die 
nicht EU-Staatsangehörige sind

Vor Antritt der Fahrt ist bei minderjährigen Schüle-
rinnen und Schülern die schriftliche Einverständnis-
erklärung der Erziehungsberechtigten einzuholen, 
die eingehend über das Vorhaben und die entstehen-
den Kosten zu informieren sind. Bei Berufsschüle-
rinnen und -schülern muss auch die Zustimmung 
des jeweiligen Ausbildungsbetriebes vorliegen.

Eine Pfl icht der Schülerinnen und Schüler zur Teil-
nahme am internationalen Schüleraustausch besteht 
nicht. Schülerinnen und Schüler, die am Austausch 
der Klasse bzw. Gruppe nicht teilnehmen, haben in 
dieser Zeit den Unterricht in anderen Klassen oder 
Kursen oder sonstigen verpfl ichtenden Schulveran-
staltungen zu besuchen.

Nehmen Schülerinnen oder Schüler, die nicht EU-
Staatsangehörige sind, an einem Klassenaustausch 
oder Austausch von Schülergruppen in einen an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen Union teil 
und unterliegen sie im besuchten Mitgliedstaat der 
Visumspfl icht, so hat die Schule vor der Abreise 
das als Anlage beigefügte Formular für die gesam-
te Reisendengruppe (einschließlich deutsche und 
EU-Staatsangehörige) auszufüllen. Das Formular 
ist von der Schule und derjenigen Ausländerbehör-
de, in deren Bereich die visumspfl ichtige Schülerin 
bzw. der visumspfl ichtige Schüler ihren bzw. seinen 
Wohnsitz hat, zu bestätigen. Damit werden die be-
troffenen Schülerinnen und Schüler von der Visums-
pfl icht befreit. Grundlage dieses Verfahrens ist ein 
Beschluss des Rates der Europäischen Union vom 
30. November 1994 (www.eur-lex.europa.eu, Celex-
Nr. 31994D0795).

3.4 Gestaltung des Austauschprogramms

Das Austauschprogramm, das im Unterricht oder au-
ßerhalb des Unterrichts sorgfältig vorbereitet werden 
muss, ist so zu gestalten, dass ein echter Kontakt 
zwischen den deutschen und den ausländischen 
Schülerinnen und Schülern in den Bereichen des 
Gemeinschaftslebens und bei Schülerinnen und 
Schülern berufl icher Schulen auch des Arbeitslebens 
gewährleistet ist. Die Klassen bzw. Gruppen nehmen 
während mindestens der Hälfte der Aufenthaltsdau-
er gegenseitig am Unterricht und am schulischen 
Leben der Partnerschule teil. Gemeinsame Projekt-
arbeit kann dabei Bestandteil des Unterrichts sein.

3.5 Organisation des Austausches

Der Austausch wird in allen wesentlichen Einzel-
heiten (Hin- und Rückfahrt, Unterkunft, Unterrichts-

besuch und andere Gemeinschaftsveranstaltungen 
am Zielort) von der Schule vorbereitet und über-
wacht, wobei das Programm im Gastland in Ab-
sprache mit der jeweiligen Partnerschule gestaltet 
werden sollte.

3.6 Begleitlehrkräfte und andere Begleitpersonen

Jede Klasse bzw. Schülergruppe wird von min-
destens einer Lehrkraft begleitet, die während der 
Fahrt und am Zielort die Verantwortung trägt und 
insbesondere dafür sorgt, dass die Schülerinnen 
und Schüler den Umständen entsprechend beauf-
sichtigt werden. Je nach Alter, Größe und Zusam-
mensetzung der Klasse oder Schülergruppe sowie 
nach Art der Unterbringung kann mindestens eine 
weitere Lehrkraft oder eine andere Begleitperson er-
forderlich sein. Die Lehrkraft ist gegenüber anderen 
Begleitpersonen weisungsberechtigt.

Die Auswahl der Begleitlehrkräfte und etwaiger an-
derer Begleitpersonen obliegt der Schulleiterin bzw. 
dem Schulleiter.

Die Reise kann nicht als Auslandsdienstreise an-
geordnet werden, doch handelt es sich für die Be-
gleitlehrkräfte um die Teilnahme an einer dienst-
lichen Veranstaltung, bei der sie Unfallfürsorge 
nach §§ 30 ff. BeamtVG bzw. §  2 Abs. 1 Nr. 1 SGB 
VII genießen. Begleitlehrkräften und anderen Be-
gleitpersonen kann auf Antrag ein Zuschuss nach 
Maßgabe der Haushaltsmittel zur Förderung des 
internationalen Schüleraustausches gewährt wer-
den. Der Antrag ist von der Schulleiterin bzw. dem 
Schulleiter beim

Bayerischen Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus 
Salvatorstraße 2 
80333 München

vor Beginn der Maßnahme des Schüleraustauschs 
zu stellen.

Die Unterrichtsversorgung der durch die Teilnahme 
von Begleitlehrkräften betroffenen Klassen ist durch 
die Schule sicherzustellen.

3.7 Aufsichtspfl ichten

3.7.1 Jede Begleitperson ist verpfl ichtet, während der 
gesamten Maßnahme des Schüleraustauschs ihre 
Aufsichts- und Fürsorgepfl icht im ihr übertragenen 
Rahmen wahrzunehmen. Dies gilt auch gegen-
über volljährigen Schülerinnen und Schülern. Der 
Umfang der Aufsichtspfl icht richtet sich nach der 
geistigen und charakterlichen Reife der zu beauf-
sichtigenden Schülerinnen und Schüler sowie nach 
der jeweiligen Veranstaltung während des Schüler-
austauschs. Auf die Einhaltung der Bestimmungen 
der jeweiligen Schulordnung und des jeweiligen 
ausländischen Jugendschutzrechts ist insbesonde-
re im Hinblick auf die Vermeidung des Konsums 
von Nikotin, alkoholischen Getränken und sons-
tigen Rauschmitteln zu achten. Die deutschen Ju-
gendschutzvorschriften sind auch im Ausland als 
Mindeststandard zu beachten. Die Begleitpersonen 
haben den Schülerinnen und Schülern durch ihr 
Verhalten ein Vorbild zu sein.
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3.7.2 Bei der Wahrnehmung kommerzieller Angebote ist 
Folgendes zu beachten:

Die Aufsichtspfl icht bleibt bei den Begleitpersonen. 
Externe Dritte können allerdings zur Unterstützung 
der Begleitpersonen herangezogen werden.

Die Verkehrssicherungspfl icht liegt bei der Betrei-
berin bzw. beim Betreiber des kommerziellen An-
gebots.

3.7.3 Ab Jahrgangsstufe 10 kann den Schülerinnen und 
Schülern bei entsprechender Reife und Disziplin 
an einzelnen Abenden Ausgang in kleinen Grup-
pen gewährt werden. Hierzu ist bei noch nicht voll-
jährigen Schülerinnen und Schülern die vorherige 
schriftliche Zustimmung der Erziehungsberechtig-
ten erforderlich. Die geplanten Aktivitäten sind im 
Vorfeld von den Schülerinnen und Schülern mit den 
Begleitpersonen abzusprechen. Dabei sind insbeson-
dere Ziel der Unternehmungen und Erreichbarkeit 
sowie der genaue Zeitpunkt der Rückkehr festzu-
legen. Schülerinnen und Schüler, die sich über die 
getroffenen Regelungen und Vereinbarungen hin-
wegsetzen, verlieren unter Umständen ihren gesetz-
lichen Unfallversicherungsschutz. Hierauf sind die 
Schülerinnen und Schüler sowie deren Erziehungs-
berechtigten rechtzeitig vor Antritt eines Klassen-
austauschs bzw. Austauschs von Schülergruppen 
hinzuweisen.

3.7.4 Schülerinnen und Schüler, die durch Disziplin-
losigkeit oder bewusste Nichteinordnung in die 
Gemeinschaft Ablauf und Gelingen eines Klassen-
austauschs bzw. Austauschs von Schülergruppen in 
Frage stellen, können durch die Schulleiterin bzw. 
den Schulleiter nach Rücksprache mit der beglei-
tenden Lehrkraft noch vor dessen Beendigung nach 
Hause geschickt werden, wenn andere Maßnahmen 
unzweckmäßig erscheinen oder nicht zum Erfolg 
führen. Es handelt sich dabei um eine Ordnungs-
maßnahme nach Art. 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BayEUG. 
Die betreffenden Schülerinnen und Schüler werden 
entweder von den Erziehungsberechtigten abgeholt 
oder treten die Heimfahrt ohne Begleitung an, so-
fern sie nach Alter und geistiger Reife dazu imstan-
de sind. Durch die vorzeitige Rückkehr entstehende 
Kosten haben die Erziehungsberechtigten der betrof-
fenen Schülerinnen und Schüler oder die volljähri-
gen Schülerinnen und Schüler selbst zu tragen. Die 
Erziehungsberechtigten sind zu verständigen, den 
Schülerinnen bzw. Schülern sind genaue Anwei-
sungen für die Heimfahrt zu geben. Vor Beginn des 
Klassenaustauschs bzw. des Austauschs von Schü-
lergruppen sind die Erziehungsberechtigten aller 
teilnehmenden Schülerinnen und Schüler bzw. die 
volljährigen Schülerinnen und Schüler in geeigneter 
Weise hierauf hinzuweisen.

3.8 Mitnahme von Verbandszeug und Verabreichung 
von Medikamenten

Ein Erste-Hilfe-Set inklusive Verbandszeug ist mit-
zuführen.

Die Erziehungsberechtigten sollen aufgefordert 
werden, eine begleitende Lehrkraft zu informieren, 
wenn ihr Kind regelmäßig Medikamente einnehmen 
muss, auf bestimmte Reize allergische Reaktionen 
zeigt, in seiner Gesundheit und Leistungsfähigkeit 

so eingeschränkt ist, dass darauf besondere Rück-
sicht genommen werden muss, oder sonstige medi-
zinisch notwendige Maßnahmen zu ergreifen sind. 
Ist die Schülerin oder der Schüler nicht in der Lage, 
sich – gegebenenfalls nach Erinnerung durch eine 
Begleitperson – selbst mit Medikamenten, Spritzen 
etc. zu versorgen, so ist die medizinische Versor-
gung der Schülerin bzw. des Schülers anderweitig 
sicherzustellen (z.  B. durch die Begleitung eines Er-
ziehungsberechtigten).

3.9 Kosten und Zuschüsse für Schülerinnen und 
 Schüler

Die für die teilnehmenden Schülerinnen und Schü-
ler entstehenden Kosten sind von den Erziehungs-
berechtigten bzw. den volljährigen Schülerinnen 
und Schülern zu tragen und müssen sich in einem 
zumutbaren Rahmen halten. Es sind alle Möglich-
keiten auszuschöpfen, um Kindern aus fi nanziell 
schlechter gestellten Familien die Teilnahme zu er-
möglichen. Die Erziehungsberechtigten sind über 
die Möglichkeit der Unterstützung in geeigneter 
Weise zu informieren; die Abwicklung der Unter-
stützung hat diskret und unter Beachtung der daten-
schutzrechtlichen Vorgaben zu erfolgen.

Hinsichtlich weiterer Fördermöglichkeiten wird 
auf den Bayerischen Jugendring (unter Nr. 5) ver-
wiesen. Die Anträge auf Förderung sind beim 
 Bayerischen Jugendring einzureichen, die jewei-
ligen Antragstermine und sonstige Informationen 
sind auf der Homepage des Bayerischen Jugend-
rings (www.bjr.de) eingestellt.

Anträge auf Fördermittel für den deutsch-ameri-
kanischen Schüleraustausch sind direkt an das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus zu richten. Eine zusätzliche Förderung von 
Austauschmaßnahmen mit den USA kann auch über 
das German American Partnership Program (www.
kmk.org) erfolgen.

Weitere Fördermöglichkeiten (z.  B. durch Sponso-
ring) sollten ausgeschöpft werden.

3.10 Versicherungsschutz für Schülerinnen und 
 Schüler

Die Schülerinnen und Schüler sind bei Fahrten im 
Rahmen des internationalen Schüleraustauschs 
über die gesetzliche Schülerunfallversicherung ge-
gen körperliche Schäden durch Unfälle versichert. 
Die Erziehungsberechtigten bzw. die volljährigen 
Schülerinnen und Schüler sind darauf hinzuweisen, 
dass sie bei den gesetzlichen Krankenkassen eine 
Anspruchsbescheinigung für die Inanspruchnahme 
von Leistungen der deutschen gesetzlichen Kran-
kenversicherungen im Ausland beantragen. Die 
Schülerinnen und Schüler, die bei einer gesetzlichen 
Krankenkasse krankenversichert sind, sollten diese 
Anspruchsbescheinigung mit sich führen.

Der Abschluss einer Gruppenhaftpfl ichtversiche-
rung und gegebenenfalls einer Auslandskranken-
versicherung ist zu empfehlen. Die Kosten sind von 
den Schülerinnen und Schülern bzw. deren Erzie-
hungsberechtigten zu tragen.



KWMBl Nr. 5/201074

3.11 Schulinterne Entscheidung über die Durchführung; 
Genehmigung als Schulveranstaltung

Die schulinterne Entscheidung, ob eine Maßnah-
me des internationalen Klassen- oder Gruppenaus-
tauschs stattfi ndet, trifft das nach dem BayEUG und 
der jeweiligen Schulordnung zuständige schulische 
Gremium bzw. die Schulleiterin oder der Schullei-
ter. Eine Entscheidung über den Reisezeitpunkt oder 
den Personaleinsatz ist damit nicht verbunden.

Die Genehmigung einer Maßnahme des Klassen- 
oder Gruppenaustauschs als Schulveranstaltung 
bleibt nach den Schulordnungen der Schulleiterin 
bzw. dem Schulleiter vorbehalten. Im Rahmen der 
Genehmigung entscheidet sie bzw. er auch über den 
genauen Reisezeitpunkt und den Personaleinsatz.

4. Einzelaustausch

4.1 Voraussetzungen einer Beurlaubung

Einzelne Schülerinnen und Schüler können wäh-
rend des Schuljahres beurlaubt werden, wenn wäh-
rend der Beurlaubung eine ausländische Schule 
regel mäßig besucht wird, die der von der Schülerin 
bzw. dem Schüler besuchten Schulart entspricht, 
und wenn die durch den Auslandsaufenthalt zu 
 erwartenden Vorteile eindeutig überwiegen. Eine 
Bestätigung des Schulbesuchs durch die auslän-
dische Schule ist erforderlich. Bei Schülerinnen 
und Schülern der Berufsschulen und der Berufsfach-
schulen, die in einem Ausbildungsverhältnis stehen, 
muss auch der jeweilige Ausbildungsbetrieb bzw. die 
jeweilige Ausbildungseinrichtung zustimmen.

Die Beurlaubung für die Teilnahme einer Schülerin 
oder eines Schülers an einer Einzelaustauschmaß-
nahme erfolgt nach den Schulordnungen durch die 
Schulleiterin bzw. den Schulleiter. Die maximale 
Beurlaubungsdauer beträgt ein Schuljahr.

Die bayerischen Schülerinnen und Schüler müssen 
vor Antritt des Auslandsaufenthalts gegenüber der 
abgebenden Schule in Bayern nachweisen, dass sie 
während des Auslandsaufenthalts als Gastschüle-
rinnen bzw. -schüler an der ausländischen Schule 
aufgenommen werden. Die zusätzliche aktive Be-
teiligung am Schulleben der Gastschule sollte Be-
standteil des Auslandsaufenthalts sein.

Die Urteilsfähigkeit der Schülerin oder des Schülers 
muss erwarten lassen, dass sie oder er die vielen neu-
en Eindrücke geistig und seelisch verarbeiten kann. 
Die Schülerin oder der Schüler soll über sprachliche 
Fähigkeiten verfügen, die es ihr oder ihm ermög-
lichen, schon bei Beginn des Auslandsaufenthaltes 
Wesentliches zu verstehen und am Unterricht der 
im Ausland besuchten Schule mit Gewinn teil-
zunehmen.

Die Schülerin oder der Schüler verpfl ichtet sich, 
nach ihrer bzw. seiner Rückkehr in geeigneter Wei-
se in der Klasse über ihre bzw. seine Erfahrungen 
zu berichten.

4.2 Vermittlung

Neben der Schule sollte in Fragen der Beratung und 
Vermittlung auch der Bayerische Jugendring (unter 
Nr. 5) konsultiert werden.

Die Schule hat interessierte Schülerinnen und Schü-
lern vor einer Auslandsmaßnahme eingehend über 
die Folgen für die schulische Laufbahn zu beraten; 
insbesondere ist über das Nachholen des versäumten 
Stoffes, Leistungserhebungen und die Vorrückens-
entscheidung zu informieren.

4.3 Wiedereingliederung nach der Rückkehr

Beurlaubte Schülerinnen und Schüler können nach 
ihrer Rückkehr keine besonderen Vergünstigungen, 
insbesondere hinsichtlich des Lernstoffes, beanspru-
chen. Ein Schuljahr wird nicht auf die Höchstaus-
bildungsdauer angerechnet, wenn die Zeit der Beur-
laubung einen wesentlichen Teil eines Schuljahres 
umfasst hat. Eine Wiederholung der jeweiligen Jahr-
gangsstufe an der bayerischen Schule wird dann an-
zuraten sein, wenn zu erwarten ist, dass die entste-
henden Lücken auf andere Weise nicht geschlossen 
werden können.

Für den Fall, dass eine beurlaubte Schülerin oder ein 
beurlaubter Schüler in die nächsthöhere Jahrgangs-
stufe eintreten will, ohne dafür die Vorrückungser-
laubnis nach den bayerischen Bestimmungen zu 
besitzen, kann ihr oder ihm das Vorrücken auf Pro-
be gestattet werden, wenn zu erwarten ist, dass die 
entstandenen Lücken geschlossen werden können. 
Das Verfahren bestimmt sich nach den Regelungen 
der jeweiligen Schulordnungen.

Schülerinnen und Schüler, die von einer ausländi-
schen Schule in die Qualifi kationsphase des Gym-
nasiums überwechseln, müssen bereit sein, das 
Unterrichtsangebot an der jeweiligen Schule zu ak-
zeptieren, an die sie aus dem Ausland zurückkehren. 
Die vier Ausbildungsabschnitte in der gymnasialen 
Oberstufe sind in jedem Fall zu durchlaufen. Eine 
Übernahme ausländischer Leistungsbewertungen 
ist nicht möglich; eine Einzelaustauschmaßnahme 
nach dem Besuch der Jahrgangsstufe 11 scheidet 
daher aus.

4.4 Unfall- und Krankenversicherungsschutz für Schü-
lerinnen und Schüler

Die Erziehungsberechtigten sind auf folgende Punk-
te hinzuweisen:

Während des Auslandsaufenthalts besteht kein 
Schutz durch die gesetzliche Schülerunfallversi-
cherung, weil eine Maßnahme des Einzelaustauschs 
keine Schulveranstaltung ist.

Es liegt in der Verantwortung der Erziehungs-
berechtigten bzw. der volljährigen Schülerinnen und 
Schüler zu überprüfen, ob ihre Krankenversicherung 
auch die Kosten einer Erkrankung im Ausland ein-
schließlich eines eventuellen Rücktransports deckt, 
und sich die für das jeweilige Land notwendigen 
 Bescheinigungen zu besorgen.

Hinweise und Beratung erfolgen bei Krankheit der 
beurlaubten Schülerin bzw. des beurlaubten Schü-
lers durch die gesetzlichen und privaten Kranken-
kassen.

5. Organisatorische Hilfen

Mit der Beratung und Förderung der verschiedenen 
Formen des Schüleraustauschs in Bayern beauftragt 
ist der



KWMBl Nr. 5/2010 75

Bayerische Jugendring (BJR) 
Herzog-Heinrich-Straße 7 
80336 München 
Tel.: 0  89/14  58–0 
Internet: www.bjr.de.

Er arbeitet mit dem Pädagogischen Austauschdienst 
beim Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kul-
tusminister der Länder in Bonn und mit ausländi-
schen Behörden und Organisationen zusammen.

6. Ergänzende Hinweise für berufl iche Schulen

6.1 In den Austausch können neben dem Besuch der 
ausländischen Schule auch Betriebe einbezogen 
werden.

6.2 Für den deutsch-französischen Austausch von 
Jugendlichen und Erwachsenen in berufl icher 
Erstausbildung oder Fortbildung gilt das Abkom-
men zwischen der Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland und der Regierung der Französischen 
Republik vom 5. Februar 1980, veröffentlicht mit Be-
kanntmachung vom 18. März 1982 (KMBl I S. 39).

Ansprechpartner ist das

Deutsch-Französische Sekretariat 
für den Austausch in der berufl ichen Bildung 
(DFS/SFA) 
Am Ludwigsplatz 6 
66117 Saarbrücken 
Tel.: 06  81/5  01  11  80 
Internet: www.dfs-sfa.org.

7. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. März 2010 in 
Kraft.

Erha r d 
Ministerialdirektor
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          Anhang 

LISTE DER REISENDEN 

für Schulreisen innerhalb der  

Europäischen Union

Bezeichnung der Schule: 

Anschrift der Schule:

Reiseziel und -zeitraum:

Name(n) des (der) begleitenden Lehrer(s):
Die Richtigkeit der gemachten Angaben wird bescheinigt. Die 
Erziehungsberechtigten der mitreisenden nichtvolljährigen
Schüler haben jeweils der Teilnahme an der Reise zuge-
stimmt.

                 Ort                                           Datum

Dienstsiegel

            _____________
                          Der(Die) Schulleiter(in)

Die Richtigkeit der nachstehend gemachten Angaben zu 
denjenigen Mitreisenden, die nicht Staatsangehörige eines 
EU-Mitgliedstaates sind, wird hiermit bescheinigt. Die Mit-
reisenden sind zur Wiedereinreise nach (Land) berech-
t igt. ( 1 )

                 Ort                                           Datum

Dienstsiegel

______________________
Die Ausländerbehörde

Lfd. Nr. Name Vorname Geburtsort Geburtsdatum Staatsangehörigkeit

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

Raum für Lichtbilder (für Reiseteilnehmer ohne eigenen Lichtbildausweis) (1):

1 2 3 4 5 

6 7 8 9 10 

______________ 
(1) Dieser Teil ist nur von den Mitgliedstaaten auszufüllen, die diese Liste als Reisedokument nut-
zen.

Anlage

1)

1):

 1)  Dieser Teil ist nur von den Mitgliedstaaten auszufüllen, die diese Liste als Reisedokument nutzen.
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2230.1.1.1.1.1-UK

Besuch des Deutsch-Deutschen Museums 
in Mödlareuth durch Schulklassen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus 

vom 28. Januar 2010 Az.: LZ-5-3081

1. Bedingungen für die Fahrtkostenerstattung

1.1 Die Bayerische Landeszentrale für politische Bildungs-
arbeit gewährt für Besuche des Deutsch-Deutschen 
Museums in Mödlareuth durch bayerische Schul-
klassen – Haupt- und Förderschulen ab 8., alle anderen 
Schularten ab 9. Jahrgangsstufe – eine anteilige Fahrt-
kostenerstattung nach Maßgabe der vorhan denen Mit-
tel.

1.2 Die Höhe beträgt je angefangene 60 teilnehmen-
de Schüler 1,-- € pro Entfernungskilometer, jedoch 
 maximal die tatsächlich entstandenen Fahrtkosten. 
Dabei sind Erstattungen von anderen öffentlichen Stel-
len zu berücksichtigen.

Bei Mehrtagesfahrten, z.  B. im Rahmen von Schul-
landheimaufenthalten oder Klassenfahrten, wird nur 
die Entfernung vom Aufenthaltsort nach Mödlareuth 
berücksichtigt. Dies gilt nicht bei

a)  Klassenfahrten nach Berlin.

b)  mehrtägigen Fahrten mit schwerpunktmäßig 
zeitgeschichtlich ausgerichtetem Programm. Das 
Programm ist vor der Fahrt bei der Landeszentrale 
einzureichen.

c)  Ein- oder Zweitagesfahrten, wenn damit der Besuch 
der KZ-Gedenkstätte Flossenbürg verbunden wird. 
In diesem Fall wird als Grundlage für die Erstat-
tung die Entfernung Schulort – Flossenbürg – Möd-
lareuth bzw. Schulort – Mödlareuth – Flossenbürg 
herangezogen.

1.3 Der Besuch muss vorher beim Museum angemeldet 
werden.

2. Antragsverfahren

2.1 Für den Erstattungsantrag soll das auf der Internet seite 
der Landeszentrale abrufbare Formblatt verwendet 
werden.

2.2 Der Antrag muss enthalten:

–  Zahl der teilnehmenden Schüler, Bezeichnung der 
Klassen, benutzte Verkehrsmittel, 

–  das Programm der gesamten Fahrt mit Datum der 
Hin- und Rückfahrt sowie Angabe des Abfahrtortes 
und der tatsächlichen Fahrtkosten,

–  Bestätigung der zuständigen Lehrkraft, dass die 
Schüler auf den Besuch des Museums gründlich 
vorbereitet wurden, und Angabe über die Art der 
Vorbereitung (z.  B. Filme, Unterrichtsmaterialien, 
Schülerarbeiten usw.),

–  Erklärung darüber, ob und in welcher Höhe für diese 
Fahrt bei welcher anderen Stelle ein Zuschuss bean-
tragt beziehungsweise bewilligt worden ist,

–  die Kontonummer mit Bankleitzahl und Name des 
Kontoinhabers (es ist möglichst eine gleichbleiben-
de Kontoverbindung der Schule zu verwenden; nur 
ausnahmsweise erfolgt die Zahlung auf das Konto 
der Lehrkraft),

–  Bestätigung, dass an der Schule zur Überprüfung 
bereitliegen:

 – ein Schülerbericht über die Fahrt,

 –  die Originalrechnung und der Zahlungsnachweis 
über die Fahrtkosten.

2.3 Jede Schulklasse meldet sich unmittelbar nach Ein-
treffen bei der Museumsverwaltung an. Dabei ist vom 
Museum der Besuch auf dem Antrag zu bestätigen. 
Eine nachträgliche Bestätigung durch das Museum 
ist nicht möglich. Ohne die Bestätigung kann keine 
Erstattung erfolgen.

Bei kombinierten Fahrten Mödlareuth – Flossenbürg 
ist auch der dortige Besuch von der KZ-Gedenkstätte 
auf demselben Antrag zu bestätigen.

2.4 Spätestens einen Monat nach der Fahrt ist der vollstän-
dig ausgefüllte, von der Schulleitung unterschriebene 
und vom Museum bestätigte Antrag an die Landes-
zentrale zu übersenden. Sofern dieser Zeitpunkt in 
bayerische Schulferien fällt, muss die Übersendung 
in den ersten beiden Schulwochen danach erfolgen. 
Verspätet eingehende Anträge können nicht berück-
sichtigt werden.

3. Übergangs- und Schlussbestimmungen

Diese Bekanntmachung tritt am 15. Februar 2010 in 
Kraft. Für vor diesem Zeitpunkt durchgeführte Fahr-
ten werden keine Fahrtkosten erstattet.

Erha r d 
Ministerialdirektor
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